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Bekanntmachung 
der Neufassung 

des Bayerischen Wassergesetzes 

Vorn 3. Februar 1988 

Auf Grund des § 4 des Gesetzes zur Änderung des 
Bayerischen Wassergesetzes vorn 10. Dezember 
1987 (GVBI S. 426) wird nachstehend der Wortlaut 
des Bayerischen Wassergesetzes (BayRS 753-1-1) 
in der vorn 1. Januar 1988 an geltenden Fassung 
bekanntgemacht. 

Die Neufassung ergibt sich aus den Änderungen 
durch 
1. das Gesetz zur Änderung fischereirechtlicher 

Vorschriften vom 29. Juli 1986 (GVBI S. 200), 

2. das Gesetz zur Änderung des Bayerischen Was­
sergesetzes vom 10. Dezember 1987 (GVBl S. 426). 

München, den 3. Februar Ül88 

Bayerisches Staatsministerium des Innern 

August R. L a n g, Staatsminister 
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Erster Teil 

Gewässer und ihre Einteilung 

Art. 1 

(Zu'§ 1 WHG) 
Sachlicher Geltungsbereich 

(l).Dieses Gesetz gilt für die in § 1 Abs. 1 des Was­
serhaushaltsgesetzes (WHG) bezeichneten Gewäs-

ser und für das nicht aus Quellen wild abfließende 
Wasser. 

(2) lDas Wasserhaushaltsgesetz und dieses Ge­
setz sind nicht anzuwenden auf 

1. Be- und Entwässerungsgräben, 

2. Teiche und Weiher, wenn sie mit einem anderen 
Gewässer nicht oder nur durch künstliche Vor­
richtungen verbunden sind, 

soweit sie von wasserwirtschaftlich untergeordne­
ter Bedeutung sind. 2Die §§ 1a, 18a bis 21, 22, 26, 34, 
36a, 36b und 38 bis 41 WHG und die Art. 6 bis 11, 13, 
21,22,35 bis 37, 41a bis 41h, 63, 68, 71a bis 76, 81,.85, 
87,95 und 101 dieses Gesetzes, ferner die Vorschrif­
ten über das Einleiten und Einbringen Von Stoffen 
in ein Gewässer bleiben unberührt. 

Art. 2 

Einteilung der oberirdischen Gewässer 

(1) Die oberirdischen Gewässer mit Ausnahme 
des wild abfließenden Wassers werden nach ihrer 
wasserwirtschaftlichen Bedeutung eingeteilt in: 

1. Gewässer erster Ordnung: 
die Bundeswasserstraßen und die in dem anlie­
genden Verzeichnis (Anlage) aufgeführten Ge­
wässer, 

2. Gewässer zweiter Ordnung: 
Gewässer,die in das nach Art. 3 aufzustellende 
Verzeichnis eingetragen sind, 

3. Gewässer dritter Ordnung: 
alle anderen Gewässer. 

(2) Altarme, die mit dem Gewässer bei Mittelwas­
serstand verbunden sind, Nebenarme, Flutmulden, 
Hafengewässer und ähnliche Verzweigungen eines 
Gewässers (ausgenommen Seitenkanäle) gehören 
zu der Ordnung des Gewässers an der Stelle, an der 
das Seitengewässer vom Hauptgewässer abzweigt, 
soweit in der Anlage zu diesem Gesetz oder im Ver­
zeichnis der Gewässer zweiter Ordnung (Art. 3) 
nichts anderes bestimmt ist. 

(3) ISo11 ein Gewässer oder eine Gewässerstrecke 
mit nur örtlicher Bedeutung die Eigenschaft einer 
Bundeswasserstraße erhalten oder verlieren, so 
kann das Staatsministerium des Innern die hierfür 
nach § 2 Abs. 1 Satz 1 des Bundeswasserstraßenge­
setzes erforderliche Vereinbarung mit dem Bund 
abschließen. 2Das Staatsministerium des Innern 
wird ermächtigt, in diesem Fall durch Rechtsver­
ordnung die Ordnung des Gewässers .zu bestimmen. 

Art. 3 
Verzeichnis der Gewässer zweiter Ordnung 

(1) lDas Staatsministerium des Innern wird er­
mächtigt, durch Rechtsverordnung das Verzeichnis 
der Gewässer zweiter Ordnung aufzustellen. 2Bei 
Aufstellung und Änderung des Verzeichnisses sind 
die Bezirkstage zu hören. 

(2) In dieses Verzeichnis sind die nicht zur ersten 
Ordnung gehörenden Gewässer aufzunehmen, die 
wasserwirtschaftlich, insbesondere wegen ihrer 
Wasser-, Geschiebe-, Schwebstoff- oder Eisführung 
oder wegen ihrer Nutzbarkeit von größerer Bedeu­
tung sind. 
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Zweiter Teil 

Eigentum an den Gewässern 

Abschnitt! 

Gemeinsame Bestimmung 

Art. 4 

Verfügungsbefugnis, Duldungspflicht 

(1) Das Eigentum an einem Grundstück erstreckt 
sich auf das dort oberirdisch vorhandene Wasser 
mit Ausnahme der Solquellen. 

(2) 1 Der Eigentümer eines Gewässers hat dessen 
Benutzung durch einen Dritten im Rahmen einer 
erteilten Bewilligung oder einer Erlaubnis nach 
Art. 16 entsprechend den Bedingungen und Aufla­
gen nach Absatz 3 zu dulden. 21m übrigen bleiben 
seine Rechte, insbesondere das Recht, für die Be­
nutzung ein Entgelt zu verlangen, unberührt. 3Die 
Sätze 1 und 2 gelten auch für die Benutzung eines 
staatseigenen oberirdischen Gewässers im Rah­
men einer erteilten Erlaubnis nach Art. 17 und für 
das Befahren staatseigener Gewässer im Rahmen 
einer erteilten G~ne~migung nach Art. 27 Abs. 4. 

(3) Durch Benutzungsbedingungen und Auflagen 
sind Art, Maß und Dauer der Duldungspflicht des 
Gewässereigentümers (Absatz 2) zu regeln, insbe­
sondere, das Entgelt und die Folgen eines Erlö­
schens der Erlaubnis, Bewilligung oder Genehmi­
gung nach den Grundsätzen eines angemessenen 
Ausgleichs zwischen den Rechten des Eigentümers 
und der Zweckbestimmung der Erlaubnis, Bewilli­
gung oder Genehmigung unbeschadet etwaiger 
Vereinbarungen zwischen dem Unternehmer und 
dem privaten Gewässereigentümer und unbescha­
det des Absatzes 5. 

(4) lWenn auf dem Gewässergrundstück bleiben­
de bauliche Anlagen errichtet werden sollen, kann 
die Kreisverwaltungsbehörde auf Antrag des Ei­
gentümers des Gewässers anordnen, daß ein dingU­
ches Recht zu bestellen ist, mit dem die Errichtung 
und der Bestand solcher Anlagen gesichert werden; 
in Härtefällen kann die Kreisverwaltungsbehörde 
auch vorschreiben, daß deI zur Nutzung Berechtig­
te im Umfang seiner Nutzung das Eigentum an dem 
Grundstück erwerben muß. 2Kommt über die Be­
stellung des dinglichen Rechts oder über den Er­
werb des Eigentums unterden Beteiligten keine Ei­
nigung zustande, so kann die Kreisverwaltungsbe­
hörde den Inhalt der einzuräumenden Rechte im 
einzelnen festsetzen; Art. 72 Sätze 2 und 3 gelten 
entsprechend. 

(5) IFür die Benutzung und das Befahren staats­
eigener Gewässer kann das Entgelt als Nutzungs­
gebühr erhoben werden. 2Die Nutzungsgebühr ent­
fällt 

1. bei der Benutzung staa1;ßeigener Gewässer für 
den Wasserkraftausbau, wenn die Nutzleistung 
1000 kW nicht übersteigt, oder 

2. bei der Wasserentnahme aus staatseigenen Ge­
wässern einschließlich des Grundwassers für die 
Zwecke der öffentlichen Wasserversorgung. 

3Die Gebührenpflicht, die Höhe dieser Gebühr, das 
Festsetzungs- und das Erhebungsverfahren wer-

den durch Rechtsverordnung der Staatsregierung 
geregelt; hierbei soll zugunsten der öffentlichen Ab­
wasserbeseitigung bestimmt werden, daß die Nut­
zungsgebühr entfällt oder ermäßigt wird je nach 
dem Umfang, in dem ein Unternehmen zur Rein­
haltung der Gewässer beiträgt. 

Abschnitt II 

Besondere Bestimmungen 
für oberirdische Gewässer 

Art. 5 

Eigentum an den Gewässern erster Ordnung 

Soweit das Eigentum an einem Gewässer erster 
Ordnung einem anderen als dem Bund oder dem 
Freistaat Bayern zusteht, kann der Freistaat 
Bayern das Eigentum nach den Vorschriften des 
Bayerischen Gesetzes über die entschädigungs­
pflichtige Enteignung in Anspruch nehmen. 

Art. 6 

Eigentum an Gewässern, die kein selbständiges 
Grundstück bilden 

(1) Bildet ein fließendes Gewässer kein selbstän­
diges Grundstück, so ist es Bestandteil der Ufer­
grundstücke. 

(2) Gehören die Ufer verschiedenen Eigentümern, 
so ist vorbehaltlich abweichender privatrechtlicher 
Regelung Eigentumsgrenze: 

1. für gegenüberliegende Ufergrundstücke eine 
durch die Mitte des Gewässers bei Mittelwasser­
stand zu ziehende Linie, 

2. für nebeneinander liegende Ufergrundstücke eine 
von dem Endpunkt der Landgrenze rechtwinklig 
zu der in Nummer 1 bezeichneten Mittellinie zu 
ziehende Linie. 

Art. 7 

Überflutungen 

(1) lWerden an Gewässern, die ein selbständiges 
Grundstück bilden, Grundstücke bei Mittelwasser­
stand --dauernd überflutet, so wächst das Eigentum 
an den jiberfluteten Flächen dem Gewässereigen­
tümer zu. 2Die neue Grenze zwischen dem Gewäs­
ser und dem Ufergrundstück ist die Uferlinie. 

(2) Ist die Überflutung künstlich herbeigeführt, so 
hat derjenige, der sie verursacht hat, den bisherigen 
Eigentümer zu entschädigen. 

(3) lWerden an Gewässern, die kein selbständiges 
Grundstück bilden, Grundstücke dauernd überflu­
tet, so ist Art. 6 anzuwenden. 2Für künstliche Über­
flutungen gilt Absatz 2. 

Art. 8 

Natürliche Verlandungen 

(1) Eine durch allmähliches Anlanden oder durch 
Zurücktreten des Wassers entstandene Verlandung 
an fließenden Gewässern wächst den Eigentümern 
der Ufergrundstücke zu, wenn die Verlandung mit 
dem bisherigen Ufer bei Mittelwasserstand zusam­
menhängt und sich darauf Pflanzenwuchs gebildet 
hat. 
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(2) lAn stehenden Gewässern, die nicht Eigentum 
der Anlieger sind, gehören Verlandungen innerhalb 
der bisherigen Eigentumsgrenze den Gewässer­
eigentümern. 2Die früheren Anlieger haben Zutritt 
zum Gewässer, soweit es erforderlich ist, um den 
Gemeingebrauch in der bisherigen Weise auszu­

. üben. 

(3) lVerlandet ein Gewässer an einer Stelle, an 
der mehrere Ufergrundstücke aneinandergrenzen, 
so verläuft die Grundstücksgrenze auf der Verlan­
dung in Verlängerung der bisherigen Grundstücks­
grenze auf dem Land. 2Schneiden sich hierbei die 
Grundstücksgrenzen, so verläuft die Grundstücks­
grenze vom Schnittpunkt aus in der Winkelhalbie­
renden der sich schneidenden Grenzen. 

Art. 9 

Künstliche Verlandungen 

Verlandungen, die durch künstliche Einwirkun­
gen entstanden sind, stehen im Eigentum des Ge­
wässereigentümers. 

Art. 10 

Wiederherstellung eines Gewässers 

(1) Hat ein Gewässer durch natürliche Ereignisse 
sein bisheriges Bett verlassen, so sind die davon 
Betroffenen insgesamt oder einzeln berechtigt, den 
früheren Zustand auf ihre Kosten wieder herzustel­
len. 

(2) 1 Das Recht zur Wiederherstellung erlischt, 
wenn sie nicht binnen fünf Jahren, gerechnet vom 
Schluß des Jahres, in dem sich das Gewässer verän­
dert hat, ausgeführt ist. 2Die Kreisverwaltungsbe­
hörde kann die Frist zur Wiederherstellung des Ge­
wässers im Einzelfall angemessen verlängern, 
wenn mit der Wiederherstellung fristgerecht be­
gonnen wurde. 

Art. 11 

Ufer abriß 

(1) Wird ein Stück Land durch Naturgewalt von 
dem Ufer abgerissen und mit einem anderen Ufer­
grundstück vereinigt, so wird es dessen Bestandteil, 
wenn es von diesem Grundstück in der Natur nicht 
mehr unterschieden werden kann oder wenn die 
Vereinigung drei Jahre bestanden hat, ohne daß der 
Eigentümer oder ein sonst Berechtigter das abge­
rissene Stück wieder weggenommen hat. 

(2) Unter den gleichen Voraussetzungen wird ein 
abgerissenes Stück Land, das sich ohne Zusam­
menhang mit einem Ufer im Gewässer festgesetzt 
hat, Eigentum des Gewässereigentümers. 

Art. 12 

Uferlinie 

(1) Die Grenze zwischen dem Gewässer und den 
Ufergrundstücken wird durch die Linie des Mittel­
wasserstands unter besonderer Berücksichtigung 
der Grenze des Pflanzenwuchses (Uferlinie) be­
stimmt. 

(2) Die Uferlinie wird, falls erforderlich, durch die 
Kreisverwaltungsbehörde festgestellt und auf Ko­
sten desjenigen, der die Kosten der Uferlinierifest­
stellung zu tragen hat, kenntlich gemacht. 

Art. 13 
Verlassenes Gewässerbett, Inseln 

(1) Wird ein Gewässerbett vom Wasser verlassen 
oder tritt in einem Gewässer eine Insel hervor, die 
den Mittelwasserstand überragt, so bleibt das Ei­
gentum an den hierdurch zutage getretenen Land­
flächen unverändert. 

(2) Die Art. 11, 12 und 14 gelten für Inseln 
entsprechend. 

Art. 14 

Duldungspflicht 
(1) lDie Anlieger und Hinterlieger haben zu dul­

den, daß Festpu.nkte eingebaut, Flußeinteilungszei­
chen und Höhenmaße aufgestellt und Meßeinrich­
tungen für wasserwirtschaftliche Daten errichtet, 
betrieben und unterhalten werden. 2An Gewässern, . 
die der Schiff- und Floßfahrt dienen, haben sie fer­
ner zu dulden, daß Schiffe und Flöße landen und be­
festigt werden und daß im Notfall während der er­
forderlichen Zeit die Ladung ausgesetzt wird. 

(2) 1 Die Anlieger und Hinterlieger haben ferner 
zu dulden, daß die zur Benutzung des Gewässers 
Berechtigten oder deren Beauftragte die Ufer­
grundstücke betreten, soweit der ordnungsmäßige 
Betrieb der Wasserbenutzungsanlage das erfordert; 
auf die Interessen des Duldungspflichtigen ist 
Rücksicht zu nehmen. 2Gebäude und eingefriedete 
Grundstücke dürfen nur mit Erlaubnis der Verfü­
gungsberechtigten betreten werden. 

(3) Entstehen durch Handlungen nach den Absät­
zen 1 oder 2 Schäden, so hat der Geschädigte An­
spruch auf Ersatz des Schadens. 

Dritter Teil 

Benutzung der Gewässer, 
Gewässerschutz 

Abschnitt I 

Gemeinsame Bestimmungen über die 
Benutzung der Gewässer 

Art. 15 
(Zu§4WHG) 

Benutzungsbedingungen und Auflagen 

Benutzungsbedingungen und Auflagen sind ins­
besondere zulässig, um 

1. nachteilige Wirkungen für die Ordnung des Was­
serhaushalts, für die öffentliche Wasserversor­
gung und Abwasserbeseitigung, die Gewässer, 
den Bergbau, die öffentliche Gesundheit, den 
Sport und die Erholung, die gewerbliche Wirt­
schaft, die Fischerei, die Land- und Forstwirt­
schaft sowie den Gartenbau, den Natur- und 
Landschaftsschutz, den Verkehr und das Woh­
nungs- und Siedlungswesen zu verhüten oder 
auszugleichen, 

2. eine technisch einwandfreie Gestaltung von An­
lagen zur Gewässerbenutzung sicherzustellen. 
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Art. 16 
(Zu§7WHG) 

Gehobene Erlaubnis 

(1) ISoll eine Erlaubnis für eine Benutzung von 
Gewässern erteilt werden, die im öffentlichen In­
teresse liegt, insbesondere den Zwecken der öffent­
lichen Wasserversorgung, der öffentlichen Abwas­
serbeseitigung, der öffentlichen Energieversorgung 
sowie der Bewässerung oder Entwässerung land­
wirtschaftlich genutzter Flächen durch eine Kör­
perschaft des öffentlichen Rechts dienen soll, so 
gelten für diese Erlaubnis § 8 Abs. 3 sowie § 10 WHG 
und Art. 18 entsprechend. 2Das gleiche gilt, wenn 
dem Unternehmer nicht zugemutet werden kann, 
sein Vorhaben ohne eine gesicherte Rechtsstellung 
gegenüber Dritten durchzuführen. 

(2) Die Erlaubnis kann insbesondere beschränkt 
oder widerrufen werden, wenn 

1. durch die Benutzung eine Beeinträchtigung des 
Wohls der Allgemeinheit zu erwarten ist, die 
nicht durch Auflagen (§ 4 WHG, Art. 15) oder 
nachträgliche Anordnungen (§ 5 WHG) verhütet 
oder ausgeglichen werden kann, 

2. die Voraussetzungen des § 12 Abs. 2 Nrn .. 1 bis 4 
WHG sinngemäß gegeben sind. 

(3) IWegen nachteiliger Wirkungen einer erlaub­
ten Benutzung kann der Betroffene von dem Inha­
ber der Erlaubnis Schadensersatz, nicht aber die 
Unterlassung der Benutzung verlangen. 2Vertragli­
ehe Ansprüche, ferner Ansprüche auf Herstellung 
von Schutzeinrichtungen bleiben unberührt. 

Art. 17 

Beschränkte Erlaubnis 

(1) lEine beschränkte Erlaubnis kann erteilt wer­
den, wenn die Voraussetzungen des Art. 16 Abs. 1 
nicht vorliegen oder nur eine beschränkte Erlaub­
nis beantragt wird. 2§ 8 Abs. 3 sowie § 10 WHG und 
Art. 18 sind auf die beschränkte Erlaubnis nicht an­
zuwenden. 3Wer nach Art. 18 in Verbindung mit § 8 
Abs. 4 WHG zu entschädigen wäre, wenn eine Be­
willigung oder eine Erlaubnis nach Art. 16 erteilt 
würde, kann in diesem Umfang Schadensersatz 
vom Benutzer verlangen. 

(2) I Nur eine beschränkte Erlaubnis ist zu ertei­
len, wenn ein Gewässer zu vorübergehenden Zwek­
ken und für einen Zeitraum von nicht mehr als ei­
nem Jahr benutzt werden soll. 2Die beschränkte Er­
laubnis ist dann dem Zweck des Unternehmens 
entsprechend zu befristen. 

(3) I Die beschränkte Erlaubnis ist als solche zu 
bezeichnen. 2Art.16 Abs. 2 gilt entsprechend. 

Art. 18 
(Zu§8WHG) 

Andere Einwendungen im Bewilligungsverfahren 

(1) IGegen die Erteilung einer Bewilligung kann 
auch Einwendungen erheben, wer dadurch Nach­
teile zu erwarten hat, daß durch die Benutzung 

1. der Wasserabfluß verändert oder das Wasser ver­
unreinigt oder in seinen Eigenschaften sonst ver­
ändert wird, 

2. der Wasserstand verändert wird, 

3. die bisherige Benutzung eines Grundstücks be­
einträchtigt wird, 

4. das Wasser für seine Wassergewinnungsanlage 
entzogen oder geschmälert wird, 

5. die ihm obliegende Gewässerunterhaltung er-
schwert wird, 

auch ohne daß dadurch ein Recht beeinträchtigt 
wird. 2Geringfügige Nachteile und solche, die ver­
mieden worden wären, wenn der Betroffene die ihm 
obliegende Unterhaltung ordnungsmäßig durchge­
führt hätte, bleiben außer Betracht. 

(2) In den Fällen des Absatzes 1 gilt § 8 Abs. 3 
WHG entsprechend, jedoch darf die Bewilligung 
auch erteilt werden, wenn der aus der beabsichtig­
ten Benutzung zu erwartende Nutzen den für den 
Betroffenen zu erwartenden Nachteil erheblich 
übersteigt. 

Art. 19 

Zusammentreffen mehrerer Erlatibnis- oder 
Bewilligungsanträge 

ITreffen mehrere Erlaubnis- oder Bewilligungs­
anträge zusammen, die sich gegenseitig ausschlie­
ßen, so entscheidet zunächst die Bedeutung der be­
absichtigten Benutzung für das Wohl der Allge­
meinheit unter besonderer Berücksichtigung der 
wasserwirtschaftlichen Auswirkungen. 2Stehen 
mehrere beabsichtigte Benutzungen hiernach ein­
ander gleich, so gebührt zunächst dem Antrag des 
Gewässereigentümers, sodann demjenigen Antrag 
der Vorzug, der zuerst gestellt wurde. 3Soweit durch 
Vertrag oder förmlichen Bescheid eine Erlaubnis 
oder Bewilligung in Aussicht gestellt ist, darf sie ei­
nem Dritten nicht erteilt werden, es sei denn, daß 
der durch die Inaussichtstellung Begünstigte zu­
stimmt. 4Nach Ablauf der für Einwendungen be­
stimmten Frist werden neue Erlaubnis- oder Bewil­
ligungsanträge in demselben Verfahren nicht mehr 
berücksichtigt. 

Art. 20 
(Zu§ 12WHG) 

Vorkehrungen bei Erlöschen einer Erlaubnis 
oder Bewilligung 

(1) Ist eine Erlaubnis oder Bewilligung ganz oder 
teilweise erloschen, so kann der Unternehmer aus 
Gründen des Wohls der Allgemeinheit verpflichtet 
werden, 

1. die Anlagen für die Benutzung des Gewässers 
ganz oder teilweise 

a) bestehen zu lassen, 

b) auf seine Kosten zu beseitigen und den frühe­
ren Zustand wieder herzustellen, 

2. auf seine Kosten andere Vorkehrungen zu tref­
fen, die geeignet sind, nachteilige Folgen des Er­
löschens der Erlaubnis oder Bewilligung zu ver­
hüten. 

(2) Im Fall des Absatzes I Nr.l Buchst. a ist derje­
nige, in dessen Interesse der Fortbestand der Anla­
ge liegt, verpflichtet, für die künftige Unterhaltung 
und, soweit erforderlich, für den Betrieb der Anlage 
zu sorgen. 

(3) IKann die Verpflichtung nach den Absätzen 1 
oder 2 wegen Mittellosigkeit nicht erfüllt werden, so 
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haben die in Art. 45 bezeichneten Körperschaften 
nach Maßgabe ihrer Leistungsfähigkeit einzutre­
ten. 2Diejenigen, ~lie von der Erfüllung der Ver­
pflichtung einen Vorteil haben, können zu den Ko­
sten herangezogen werden. 3Art. 47 Abs. 3 und 
Art. 48 gelten entsprechend. 

(4) Steht eine Verpflichtung nach Absatz 1 Nr. 1 
Buchst. b oder Nr. 2 in Zusammenhang mit dem Wi­
derruf einer Bewilligung nach § 12 Abs. 1 WHG, so 
ist der Verpflichtete zu entschädigen. 

Abschnitt II 

Besondere Bestimmungen für die Benutzung 
oberirdischer Gewässer 

Erster Titel 

Erlaubnisfreie Benutzungen 

Art. 21 
(Zu§23WHG) 

Gemeingebrauch 

(1) IJedermann darf unter den Voraussetzungen 
des § 23 Abs. 1 WHG und, soweit es ohne rechtswid­
rige Benutzung fremder Grundstücke geschehen 
kann, außer halb von Schilf- und Röhrichtbestän­
den oberirdische Gewässer zum Baden, Waschen, 
Tränken, Schwemmen, Schöpfen mit Handgefäßen, 
Eissport und Befahren mit kleinen Fahrzeugen 
ohne eigene Triebkraft benutzen. 2Zum Gemeinge­
brauch gehören auch 

1. das Einleiten von Grundwasser, Quellwasser und 
geringen Mengen Niederschlagswasser, 

2. das Entnehmen von Wasser in geringen Mengen 
für 

a) das Tränken von Vieh, 

b) den häuslichen Bedarf der Landwirtschaft und 

c) Übungen zum Zweck des Feuerschutzes und 
der öffentlichen Notwasserversorgung. 

(2) Absatz 1 ist nicht anzuwenden auf Gewässer 
in Hofräumen, Gärten, Park- und Betriebsanlagen, 
wenn sie dem Eigentümer dieser Grundstücke oder 
Anlagen gehören, sowie auf ablaßbare, ausschließ­
lich der Fischzucht dienende Teiche. 

Art. 22 

Regelung des Gemeingebrauchs 

Die KreisverWaltungsbehörde kann durch 
Rechtsverordnung die Ausübung des Gemeinge­
brauchs regeln, beschränken oder verbieten, um 
Gefahren für Leben, Gesundheit, Eigentum, eigen­
tumsgleiche Rechte oder Besitz zu verhüten, die Si­
cherheit und Leichtigkeit des Verkehrs zu erhalten, 
die Natur oder das Gewässer zu schützen, den Erho­
lungsverkehr zu regeln oder die Benutzung eines 
Gewässers auf Grund von Erlaubnissen, Bewilli­
gungen, alten Rechten und alten Befugnissen oder 
den Eigentümer- und Anliegergebrauch sicherzu­
stellen. 

Art. 23 

(aufgehoben) 

Art. 24 
(Zu§24 WHG) 

Anliegergebrauch 

In den Grenzen des Eigentümergebrauchs (§ 24 
Abs. 1 WHG) dürfen die Anlieger das oberirdische 
Gewässer ohne Erlaubnis oder Bewilligung benut­
zen (Anliegergebrauch). 

Art. 25 

Notstand 
lWenn in Fällen gemeiner Gefahr Wasser ent­

nommen werden muß oder Stoffe in ein Gewässer 
eingebracht werden müssen, so bedarf es hierfür 
keiner Erlaubnis oder Bewilligung. 2Eine Entschä­
digung ist nur für den hierbei an Grundstücken ein­
schließlich der Fischerei oder an Anlagen entste­
henden Schaden zu leisten. 3Die Entschädigung hat 
derjenige zu bezahlen, dem die Beseitigung der ge­
meinen Gefahr obliegt. 

Art. 26 
(Zu§25WHG) 

Benutzung zu Zwecken der Fischerei 

Das Einbringen von Stoffen in oberirdische Ge­
wässer zu Zwecken der Fischerei bedarf keiner Er­
laubnis oder Bewilligung, soweit dadurch nicht das 
Gewässer in seinen Eigenschaften oder der Was­
serabfluß nachteilig beeinflußt wird. 

Zweiter Titel 

Schiff- und Floßfahrt 

Art. 27 

Schiffbare Gewässer, 
Schiffahrts- und Floßordnung 

(1) ISchiffbare Gewässer darf jedermann zur 
Schiff- und Floßfahrt benutzen. 2Welche Gewässer 
schiffbar sind, bestimmt das Staatsministerium des 
Innern (Zulassung). 

(2) Aus Gründen des Wohls der Allgemeinheit 
oder wenn das Gewässer seine Bedeutung für die 
Schiff- und-Floßfahrt verloren hat, kann das Staats­
ministerium des Innern die Zulassung aufheben. 

(3) Die Zulassung zur Schiff- und Floßfahrt und 
die Aufhebung sind öffentlich bekanntzugeben. 

(4) lAn Gewässern, die nicht allgemein zur Schiff­
und Floßfahrt zugelassen sind (Absatz 1), darf die 
Schiff- und Floßfahrt nur mit Genehmigung der 
Kreisverwaltungsbehörde ausgeübt werden. 2Die 
Genehmigung für Fahrgastschiffe im Linienver­
kehr und für den Betrieb von Wasserskiliften erteilt 
die Regierung. 3Die Genehmigung kann versagt, an 
Bedingungen und Auflagen geknüpft oder widerru­
fen werden, soweit das Wohl der Allgemeinheit, die 
Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs, die öf­
fentliche Ruhe, der Schutz des Eigentums oder der 
Fischerei oder die Reinhaltung oder Unterhaltung 
des Gewässers es erfordern. 

(5) IFür alle oberirdischen Gewässer kann durch 
Rechtsverordnung der Kreisverwaltungsbehörden 
aus den in Absatz 4 Satz 3 genannten Gründen die 
Ausübung der Schiff- und Floßfahrt geregelt oder 
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beschränkt werden. 2Wenn eine einheitliche Rege­
lung oder Beschränkung über den Bereich eines 
Regierungsbezirks hinaus erforderlich ist, so erläßt 
das Staatsministerium für Wirtschaft und Verkehr 
die Rechtsverordnung. 3Dabei kann abweichend 
von Art. 75 Abs. 1 für die Zulassung von Ausnahmen 
die Regierung für zuständig erklärt werden, soweit 
sie nach Absatz 4 Satz 2 Genehmigungsbehörde ist. 

(6) Zwischenstaatliche Vereinbarungen bleiben 
unberührt. 

Dritter Titel 

Trift 

Art. 28 

Triftgewässer , Triftfreiheit 
(1) ITriftgewässer sind Gewässer, die bisher 

schon der Flößerei mit unverbundenem Holz (Trift) 
gedient haben oder die künftig durch. das Staatsmi­
nisterium des Innern zur Trift zugelassen werden. 
2Art. 27 Abs. 2 und 3 sind entsprechend anzuwen­
den. 

(2) Die Benutzung der Triftgewässer zur Trift 
steht vorbehaltlich besonderer Rechte jedem frei. 

(3) Durch Rechtsverordnung der Regierungen 
(Triftordnung) kann im Interesse der Sicherheit 
und Leichtigkeit des Verkehrs, des Eigentums, der 
Fischerei oder der Unterhaltung des Gewässers die­
Ausübung der Trift geregelt oder beschränkt wer­
den. 

Art. 29 

Verpflichtung der Anlieger, 
Schadensersatz 

(1) IDie Anlieger an Triftgewässern sind ver­
pflichtet, das Anbringen von vorübergehenden Hal­
tevorrichtungen (Verhängen), pie sich bei Hoch­
wassergefahr während der Trift als notwendig er­
weisen, zu dulden. 21m übrigen sind Art. 14 Abs. 1 
Satz 2 und Abs. 2 entsprechend anzuwenden. 

(2) Vorbehaltlich besonderer Rechte hat der Un­
ternehmer der Trift für den durch die Ausübung der 
Trift verursachten Schaden Ersatz zu leisten. 

Art. 30 
Beseitigung von Triftanlagen 

Wurde die Trift auf einem Gewässer für dauernd 
aufgegeben, so kann die Kreisverwaltungsbehörde 
die Beseitigung der Triftanlagen von demjenigen 
verlangen, der sie errichtet hat, wenn das aus Grün­
den des Wohls der Allgemeinheit oder im rechtlich 
geschützten Interesse einzelner geboten ist. 

Vierter Titel 

Besondere Bestimmungen für Stauanlagen 

Art. 31 

Höhenrnaß, Pegel 
\ 

(1) lWird ein oberirdisches Gewässer durch Auf­
stauen genutzt (§ 3 Abs. 1 Nr. 2 WHG), so hat der Un-

ternehmer auf seine Kosten bleibende Höhenmaße 
und Pegel in der erforderlichen Zahl aufzustellen 
und zu erhalten. 2Die technische Ausgestaltung der 
Höhenmaße und Pegel regelt das Staatsministe­
rium des Innern durch Rechtsverordnung. 

(2) Das Höhenrnaß muß die festgesetzten Wasser­
höhen und, wenn der Wasserstand auf einer be­
stimmten Mindesthöhe gehalten werden muß, auch 
letztere augenfällig bezeichnen. 

(3) Höhenmaße brauchen nicht aufgestellt zu 
werden, wenn es untunlich oder wasserwirtschaft­
lich nicht erforderlich ist und die Kreisverwal­
tungsbehörde zustimmt. 

(4) Pegel brauchen dann .nicht aufgestellt zu wer­
den, wenn eine laufende ÜberWachung der Ober­
und Unterwasser stände aus wasserwirtschaftli­
chen Gründen nicht erforderlich ist und die Kreis­
verwaltungsbehörde zustimmt. 

(5) IDer Unternehmer einer Stauanlage hat die 
festgesetzten WasseF.höhen einzuhalten. 2Er hat al­
les zu tun, um das Uberschreiten oder das Unter­
schreiten der festgesetzten Wasserhöhen zu ver­
hindern. 

Art. 32 
Auflassen von Stauanlagen 

1 Eine Stauanlage darf nur mit Genehmigung der 
Kreisverwaltungsbehörde für dauernd außer Be­
trieb gesetzt oder beseitigt werden. 2Art. 20 gilt 
entsprechend. 

Abschnitt III 

Besondere Bestimmungen für die Benutzung 
des Grundwassers 

Art. 33 
(Zu§33WHG) 

Beschränkung und Erweiterung der 
erlaubnisfreien Benutzungen 

(1) Eine Erlaubnis oder eine Bewilligung ist außer 
in den Fällen des § 33 Abs. 1 WHG nicht erforderlich 
für das Entnehmen, Zutagefördern, Zutageleiten 
oder Ableiten von Grundwasser in geringen Men­
gen für Zwecke der Land- und Forstwirtschaft und 
des Gartenbaus zur Erhaltung der Bodenfruchtbar­
keit. 

(2) Das Staatsministerium des Innern kann im 
Einvernehmen mit den Staatsministerien für Wirt­
schaft und Verkehr und für Ernährung, Landwirt­
schaft und Forsten für einzelne Gebiete durch 
Rechtsverordnung die erlaubnisfreien Benutzun­
gen nach Absatz 1 einschränken und die in § 33 
Abs. 2 WHG vorgesehenen Bestimmungen treffen, 
wenn es der Grundwasservorrat nach Menge und 
Güte erfordert oder zuläßt. 

Art. 34 
(Zu§35WHG) 

Erdaufschlüsse 

(1) lSollen Sand- oder Kiesgruben oder Schächte 
ausgehoben, Ein- oder Anschnitte im Gelände an­
gebracht oder ähnliche Arbeiten vorgenommen 
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werden, die in den Boden eindringen und eine Frei­
legung von Grundwasser oder eine Einwirkung auf 
die Höhe, Bewegung oder Beschaffenheit des 
Grundwassers nach vorhandenen amtlichen Unter­
lagen erwarten lassen, so hat das der Unternehmer 
vorher der Kreisverwaltungsbehörde anzuzeigen. 
2Bei genehmigungspflichtigen baulichen Anlagen 
gilt das Baugenehmigungsgesuch als Anzeige. 

(2) Ergibt sich, daß auf das Grundwasser eing~­
wirkt wird, so hat die Kreisverwaltungsbehörde dIe 
Arbeiten so lange zu untersagen, bis die erforderli­
che Erlaubnis oder Bewilligung erteilt oder der 
Plan festgestellt oder genehmigt ist. 

(3) Ist seit der Anzeige ein Monat vergangen, o~­
ne daß die Arbeiten untersagt wurden, so kann SIe 
der Unternehmer beginnen und so lange durchfüh­
ren, bis er auf Grundwasser einwirkt. 

(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten nicht für Arbeiten, 
die von Staatsbaubehörden oder unter deren Auf­
sicht ausgeführt werden oder die der bergbehörd­
lichen Aufsicht unterliegen. 

(5) Wird durch Arbeiten, die der bergbehörd.lich~n 
Aufsicht unterliegen, unbefugt oder unbeabSIchtigt 
Grundwasser erschlossen, so ist das Bergamt für 
Anordnungen nach § 35 Abs. 2 WHG zuständig. 

Abschnitt IV 

Gewässerschutz 

Erster Titel 

Wasserschutzgebiete 

Art. 35 
(Zu§ 19WHG) 

Festsetzung der Wasserschutzgebiete, 
Schutzanordnungen 

(1) lWasserschutzgebiete werden von den Kreis­
verwaltungsbehörden durch Rechtsverordnung 
festgesetzt. 2Die Wasserschutzgebiete können in 
Zonen, für ' die unterschiedliche Schutzanordnun­
gen gelten, eingeteilt werden. 3Allgemeine Verbote, 
Beschränkungen und Duldungspflichten nach § 19 
Abs. 2 WHG sind in der Rechtsverordnung festzule­
·gen. 4Der Bereich, für den sie gelten, ist in der 
Rechtsverordnung anzugeben. 

(2) Verbote, Beschränkungen und Duldungs­
pflichten nach § 19 Abs. 2 WHG können von der 
Kreisverwaltungsbehörde durch Anordnungen für 
den Einzelfall erlassen werden, wenn ein Wasser­
schutzgebiet nach Absatz 1 festgesetzt ist. 

Art. 36 

Reinhaltung von Anlagen und Wasser 

lZur Aufrechterhaltung der öffentlichen Rein­
lichkeit oder Gesundheit ' kann die Kreisverwal­
tungsbehörde Rechtsverordnungen erlassen über 
die Reinhaltung 

1. der Einrichtungen, die der Wasserversorgung 
oder der Abwasserbeseitigung dienen, 

2. des für die Wasserversorgung bestimmten Was­
sers; § 19 WHG bleibt unberührt. 

2SoWeit ,die Rechtsverordnung eine Enteignung 
enthält, ist dafür angemessene Entschädigung zu 
leisten. 

Zweiter Titel 

Umgang mit wassergefährdenden Stoffen 

Art. 37 

Anzeigepflicht, Rechtsverordnungen 

(l)lWer 

1. Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden 
Stoffen im Sinn des § 199 WHG betreiben will, 

2. Anlagen zum Befördern solcher Stoffe betreiben 
will oder 

3. solche Stoffe ohne Anlagen lagern, abfüllen oder 
umschla~en will, 

hat das rechtzeitig der Kreisverwaltungsbehörde 
anzuzeigen. 2Anzeigepflichtig ist auch die wesentli­
che Änderung des Betriebs. 3Die Anzeigepflicht be­
steht nicht bei oberirdischen Lagerbehältern für 
Benzin, Heizöl und Dieselkraftstoff mit einem Fas­
sungsvermögen von nicht mehr als einem Kubik­
meter außerhalb von Wasser- und Heilquellen­
schutzgebieten. 4Das Staatsministerium des Innern 
kann darüber hinaus durch Rechtsverordnung fest­
legen, daß eine Anzeigepflicht für bestimmte Stoffe, 
Stoffmengen, Anlagen oder Handlungen entfällt, 
wenn eine nachteilige Veränderung der Gewässer 
nicht zu besorgen ist. 

(2) Der Anzeige sind die erforderlichen Pläne und 
sonstigen Unterlagen beizufügen. 

(3) IBedarf das Unternehmen nach anderen Vor­
schriften einer vorherigen Anzeige, Genehmigung 
oder Zulassung, so ist eine Anzeige im Sinn des Ab­
satzes 1 nicht erforderlich. 2Vor Entscheidungen 
sind die zuständigen Behörden der Staatsbauver­
waltung zu hören. 

(4) IDas Staatsministerium des Innern wird er­
mächtigt, zur Reinhaltung der Gewässer durch 
Rechtsverordnung zu bestimmen, wie Anlagen im 
Sinn des Absatzes 1 beschaffen sein, hergestellt, er­
richtet, eingebaut, aufgestellt, geändert, unterhal­
ten und betrieben werden oder wie wassergefähr­
dende Stoffe ohne solche Anlagen gelagert, abge­
füllt oder umgeschlagen werden müssen. 2Das 
Staatsministerium des Innern kann insbesondere 
Vorschriften erlassen über 

1. technische Anforderungen an Anlagen im Sinn 
des Absatzes 1. Dabei kann gefordert werden, daß 
mindestens die allgemein anerkannten Regeln 
der Technik einzuhalten sind. Als allgemein an­
erkannte Regeln der Technik gelten insbesonde­
re die vom Staatsministerium des Innern durch 
öffentliche Bekanntmachung eingeführten tech­
nischen Vorschriften, 

2. die Zulässigkeit von Anlagen im Sinn des Absat­
zes 1 in Wasserschutzgebieten nach § 19 Abs. 1 
Nrn. 1 und 2 WHG, in Quellenschutzgebieten nach 
Art. 40 dieses Gesetzes und in Planungsgebieten 
nach § 36a WHG für Vorhaben der Wassergewin­
nung oder Wasseranreicherung, 

3. die Überwachung von Anlagen im Sinn .. des Ab­
satzes 1 durch den Betreiber und ihre Uberprü­
fung durch amtlich anerkannte Sachverständige, 
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4. das Verhalten beim Betrieb von Anlagen sowie 
die Pflichten nach Unfällen, durch die eine nach­
teilige Veränderung der Gewässer zu besorgen 
ist, 

5. die zuständigen Behörden zum Vollzug der §§ 19 h 
und 191 WHG. Die Erteilung der Bauartzulassung 
nach § 19h Abs. 1 WHG kann dem Institut für 
Bautechnik in Berlin übertragen werden, 

6. die zuständigen Behörden zum Vollzug der 
Rechtsverordnungen, die auf Grund dieser Er­
mächtigung erlassen werden, 

7. die Zulassung, Überwachung und Überprüfung 
von amtlich anerkannten Sachverständigen nach 
§ 19i WHG, 

8. die Überwachung und Überprüfung von Fachbe­
trieben sowie die Bestimmung von Tätigkeiten, 
die nicht von Fachbetrieben ausgeführt werden 
müssen, nach § 191 WHG, 

9. die Gebühren und Auslagen, die für vorgeschrie­
bene oder behördlich angeordnete Überwachun­
gen und Prüfungen von dem Betreiber einer An­
lage im Sinn des Absatzes 1 an einen Überwa­
chungsbetrieb oder amtlich anerkannten Sach­
verständigen zu entrichten sind. Die Gebühren 
werden nur zur Deckung des mit den Überwa­
chungen und Prüfungen verbundenen Personal­
und Sachaufwands erhoben. Es kann bestimmt 
werden, daß eine Gebühr auch für eine Prüfung 
erhoben werden kann, die nicht begonnen oder 
nicht zu Ende geführt worden ist, wenn die Grün­
de vom Betreiber zu vertreten sind. Die Höhe der 
Gebührensätze richtet sich nach der Zahl der 
Stunden, die ein Überwachungsbetrieb oder amt­
lich anerkannter Sachverständiger durchschnitt­
lich benötigt. In der Rechtsverordnung können 
auch nur Gebührenhöchstsätze festgelegt wer­
den. 

3Rechtsverordnungen sind im Einvernehmen mit 
den Staatsministerien für Wirtschaft und Verkehr 
und für Arbeit und Sozialordnung zu erlassen, so­
weit deren Geschäftsbereich berührt wird. 

Dritter Titel 

Heilquellen 

Art. 38 

Begriff 

Heilquellen sind natürlich zutagetretende oder 
künstlich erschlossene Wasser- und Gasvorkom­
men, die auf Grund ihrer chemischen Zusammen­
setzung, ihrer physikalischen Eigenschaften oder 
nach der Erfahrung geeignet sind, Heilzwecken zu 
dienen. 

Art. 39 

Staatliche Anerkennung 

(1) I Heilquellen, deren Er haltung aus Gründen 
des Wohls der Allgemeinheit erforderlich erscheint, 
können staatlich anerkannt werden (staatlich aner­
kannte Heilquellen). 2Mit der Anerkennung k~~nen 
dem Unternehmer besondere Betriebs- und Uber­
wachungspflichten auferlegt werden, die zur Siche­
rung des Bestands und der Beschaffenheit der Heil­
quelle erforderlich sind. 

(2) Die staatliche Anerkennung einer Heilquelle 
kann widerrufen werden, wenn die Voraussetzun­
gen der Anerkennung iücht mehr gegeben sind. 

(3) IFür die Anerkennung und den Widerruf ist 
das Staatsministerium des Innern zuständig. 2Das 
Verfahren regelt das Staatsministerium des Innern 
im Einvernehmen mit den Staatsministerien der 
Finanzen, für Wirtschaft und Verkehr und für Ar­
beit und Sozialordnung durch Rechtsverordnung. 

Art. 40 

Heilquellenschutz 

(1) ISoweit es der Schutz einer im Geltungsbe­
reich des Wasserhaushaltsgesetzes staatlich aner­
kannten Heilquelle erfordert, können Quellen­
schutzgebiete festgesetzt werden. 2§ 19 Abs. 2 bis 4 
WHG sowie Art. 35 gelten entsprechend. 

(2) 1 Handlungen außerhalb eines Quellenschutz­
gebiets, die geeignet sind, den Bestand oder die Be­
schaffenheit staatlich anerkannter Heilquellen zu 
gefährden, können durch die Kreisverwaltungsbe­
hörde untersagt werden, soweit sie nicht schon 
durch das Wasserhaushaltsgesetz oder dieses Ge­
setz verboten sind. 2Sind Schäden bereits entstan­
den, so kann die Kreisverwaltungsbehörde die er­
forderlichen Anordnungen treffen. 3§ 19 Abs. 3 und 4 
WHG gelten entsprechend. 

Art. 41 

Übergangsbestimmungen 

(1) Die Bezeichnung als öffentlich benutzte Heil­
quelle nach Art. 20 des Wassergesetzes vom 23. März 
1907 gilt als staatliche Anerkennung im Sinn des 
Art. 39 Abs. 1. 

(2) lEin nach Art: 20 des Wassergesetzes vom 
23. März 1907 festgesetzter Bereich einer Heilquelle 
gilt als Quellenschutzgebiet im Sinn des Art. 40 
Abs. 1. 2Bis zum Erlaß von Schutzanordnungen 
nach Art. 40 Abs. 1 gelten Art. 20 Abs. 1 bis 3 des 
Wassergesetzes vom 23. März 1907. 

Vierter Titel 

Abwasserbeseitigung 

Art.41a 

Abwasserbegriff, Geltungsbereich 

(1) Abwasser im Sinn dieses Gesetzes ist Wasser, 
das durch häuslichen, gewerblichen, landwirt­
schaftlichen oder sonstigen Gebrauch verunreinigt 
oder sonst in seinen Eigenschaften verändert ist 
oder das von Niederschlägen aus dem Bereich von 
bebauten oder befestigten Flächen abfließt. 

(2) Die Art. 41b bis 41h gelten nicht für das in 
landwirtschaftlichen Betrieben anfallende Abwas­
ser, einschließlich Jauche und Gülle, das dazu be­
stimmt ist, auf landwirtschaftlich, forstwirtschaft­
lieh oder gärtnerisch genutzte Böden aufgebracht 
zu werden. 

(3) Die Vorschriften des Abfallrechts bleiben 
unberührt. 
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Art.41b 
(Zu § 18 a Abs. 2 WHG) 

Zur Abwasserbeseitigung Verpflichtete 

(1) lZur Abwasserbeseitigung sind die Gemein­
den verpflichtet, soweit nicht nach dem Abwasser­
beseitigungsplan oder nach den Absätzen 3 und 5 
ein anderer verpflichtet ist. 2Sie wird von den Ge­
meinden im eigenen Wirkungskreis wahrgenom­
men. 3Gemeinden können über die Bestimmungen 
des Gesetzes über die kommunale Zusammenarbeit 
hinaus zu Pflichtverbänden zusammengeschlossen 
werden, sofern das aus zwingenden Gründen des 
öffentlichen Wohls geboten ist, insbesondere wenn 
dadurch 

1. die Erfüllung der Abwasserbeseitigung erst mög-
lich wird, . 

2. von Abwasserbeseitigungsanlagen ausgehende 
Beeinträchtigungen des Wohls der Allgemein­
heit, insbesondere eine Gewässerverunreinigung, 
vermieden oder erheblich verringert werden kön­
nen. 

(2) 1 Durch Satzung können Gemeinden oder 
Zweckverbände bestimmen, daß die Übernahme 
des Abwassers abgelehnt werden darf, 
1. wenn das Abwasser wegen seiner Art oder M~nge 

besser von demjenigen behandelt wird, bei dem 
es anfällt, 

2. wenn eine gesonderte Behandlung des Abwas­
sers wegen der Siedlungsstruktur das Wohl der 
Allgemeinheit nicht beeinträchtigt oder 

3. solange eine Übernahme des Abwassers tech­
nisch oder wegen des unverhältnismäßig hohen 
Aufwands nicht möglich ist. 

2Liegt eine der in Satz 1 Nrn. 1 bis 3 genannten Vor­
aussetzungen vor, so können die Kreisverwaltungs­
behörden andere .. zur Abwasserbeseitigung Ver­
pflichtete von der Ubernahme von Abwässer wider­
ruflich befreien. 

(3) Den Trägern öffentlicher Verkehrsanlagen 
obliegt die Abwasserbeseitigung an Stelle der Ge­
meinden, soweit sie nach anderen Vorschriften zur 
Entwässerung verpflichtet sind und es sich nicht 
um die Abwasserbeseitigung von bebauten Grund­
stücken handelt. 

(4) Ist das Einleiten von Abwasser in ein Gewäs­
ser einem Dritten erlaubt oder bewilligt oder be­
steht hierfür ein altes Recht oder eine alte Befugnis, 
so bedarf es insoweit keiner Regelung nach Ab­
satz 2; der kommunale Anschluß- und Benutzungs­
zwang bleibt unberührt. 

(5). IHat eine Gemeinde oder ein Zweckverband 
qie Ubernahme des Abwassers nach Absatz 2 Satz 1 
abgelehnt oder ist ein anderer zur Abwasserbeseiti­
gung Verpflichteter nach Absatz 2 Satz 2 oder Ab­
satz 4 von der Pflicht zur Abwasserbeseitigung ent­
bunden, so hat derjenige diese Pflicht zu erfüllen, 
der befugt ist, das Abwasser in ein Gewässer einzu­
leiten, oder bei dem das Abwasser anfällt. 2Die Ver­
pflichtung des zur Einleitung Befugten geht der 
Verpflichtung desjenigen vor, bei dem das Abwas­
ser anfällt, soweit in einem wasserrechtlichen Be­
scheid keine andere Regelung getroffen ist. 

(6) Verpflichtete nach den Absätzen 1, 3 und 5 
können sich zur gemeinsamen Erfüllung der Pflicht 
zur Abwasserbeseitigung zusammenschließen. 

(7) Abwasser ist von demjenigen, bei dem es an­
fällt, dem Beseitigungspflichtigen nach den Absät­
zen 1,3 und 5 zu überlassen. 

Art.41c 

Genehmigungspflicht für Einleitungen 
in Sammelkanalisationen 

IDas Staats ministerium des Innern wird ermäch­
tigt, im Einvernehmen mit dem Staatsministerium 
für Landesentwicklung und Umweltfragen zum 
Schutz der Gewässer durch Rechtsverordnung 
wassergefährdende Stoffe oder Stoffgruppen zu be­
stimmen, die nur mit Genehmigung der Kreisver­
waltungsbehörde in Sammelkanalisationen einge­
leitet oder eingebracht werden dürfen. 2Die Geneh­
migung kann widerrufen werden und ist zu befri­
sten. 3Die §§ 4 bis 6 WHG und Art. 15 gelten 
entsprechend. 

Art.41d 
(Zu § 18a Abs. 3 WHG) 

Abwasserbeseitigungspläne 

(1) Im Abwasserbeseitigungsplan sind auch die 
Gewässer auszuweisen, in die eingeleitet werden 
soll. 

(2) lAbwasserbeseitigungspläne werden durch 
die Wasserwirtschaftsämter im Benehmen mit den 
Gemeinden und anderen nach Art. 41b zur Abwas­
serbeseitigung verpflichteten Körperschaften des 
öffentlichen Rechts, deren Bereich durch die Pla­
nung berührt wird, ausgearbeitet. 2Unternehmer 
von bedeutsamen Anlagen zur Behandlung von Ab­
wasser, die als Träger von Maßnahmen bestimmt 
werden sollen, sind bei der Ausarbeitung zu beteili­
gen. 3Die nach den Sätzen 1 und 2 zu Beteiligenden 
stellen ihre Planungsunterlagen und Bestandsplä­
ne für die Ausarbeitung zur Verfügung. 4Die Ziele 
der Raumordnung und der Landesplanung sind zu 
beachten. 

(3) Bedeutsame Anlagen zur Behandlung von Ab­
wasser im Sinn des § 18a Abs. 3 WHG und des Ab­
satzes 2 Satz 2 sind Anlagen, in denen Abwasser 
von mehr als 5000 Einwohnergleichwerten behan­
delt werden sollen. 

(4) lAbwasserbeseitigungspläne werden durch 
die Kreisverwaltungsbehörden aufgestellt. 2Festle­
gungen in den Plänen können durch Rechtsverord­
nung der Kreisverwaltungsbehörde für verbindlich 
erklärt werden. 

Art. 41e 
(Zu § 18b WHG) 

Bau und Betri~b von Abwasseranlagen 

(1) lRegeln der Technik im Sinn des § 18b Abs. 1 
WHG werden vom Staatsministerium des Innern 
durch öffentliche Bekanntmachung eingeführt. 2Es 
genügt, wenn die Bekanntmachung hinsichtlich des 
Inhalts auf die FundsteIle verweist. 

(2) Entsprechen vorhandene Abwasseranlagen 
nicht den Anforderungen nach § 18b Abs. 1 WHG 
und nach Absatz 1, so hat der Unternehmer die er­
forderlichen Anpassungsmaßnahmen innerhalb­
einer angemessenen Frist durchzuführen. 
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, (3) Für den Betrieb von Abwasseranlagen ist in 
ausreichender Zahl Personal zu beschäftigen, das 
eine geeignete Ausbildung besitzt. 

Art. 4lf 

Überwachung der Abwasseranlagen 

(1) 'Die Kreisverwaltungsbehörde kann für Ein­
leiter von Abwasser in Sammelkanalisationen Ein­
richtungen, Geräte und Untersuchungen vorschrei­
ben, mit denen die Wirkung vorgeschalteter Abwas­
serbehandlungsanlagen und die Eigenschaften des 
Abwassers festgestellt werden können, und die Vor­
lage der Untersuchungsergebnisse und Aufzeich­
nungen verlangen. 2Die Verpflichtungen nach dem 
kommunalen Satzungs recht, dem Wasser- und Bo­
denverbandsrecht oder auf Grund von Benutzungs­
bedingungen und Auflagen bleiben unberührt. 

(2) Das Staatsministerium des Innern kann zum 
Schutz der Gewässer durch Rechtsverordnung all­
gemein festlegen, 

1. daß vom Unternehmer einet Abwasseranlage 
oder vom Einleiter von Abwasser in Sammelka­
nalisationen bestimmte Untersuchungen des Ab­
wassers oder des von ihm beeinflußten Gewäs­
sers durchzuführen sipd, 

2. welche Untersuchungs methoden, Überwa-
chungseinrichtungen und Geräte nach Absatz 1 
und im Fall der Nummer 1 anzuwenden, vorzu­
halten oder einzubauen sind, 

3. daß die Untersuchungen nach Nummer 1 von 
Sachverständigen durchzuführen sind, 

4. in welcher Form, in welchen Zeitabständen und 
wem die Untersuchungsergebnisse und Auf­
zeichnungen nach Absatz 1 Satz 1 und nach den 
Nummern 1 bis 3 zu übermitteln sind. 

Art. 41g 
(Zu den §§ 21 a bis 21g WHG) 

Gewässerschutzbeauftragter 
bei Körperschaften 

für den Gewä sserschutzbeauftragten bei Einlei- ' 
tungen im Sinn des § 21g Satz 1 WHG gelten folgen­
de Regelungen: 

1. Gewässerschutzbeauftragter ist der für die Ab­
wasseranlagen zuständige Bet riebsleiter oder 
sonstige Beauftragte, 

2. § 21 b Abs. 1 Nr. 3 Buchst. b WHG ist nicht anzu­
wenden, soweit es sich nicht um Eigenbetriebe 
der öffentlichen Hand handelt. 

Art.41h 
(Zu § 7aWHG) 

Anforderungen an Abwassereinleitungen 

Entsprechen Einleitungen von Abwasser in Ge­
wässer nicht den Anforderungen nach § 7 a Abs. 1 
WHG, so ist durch Benutzungsbedingungen und 
Auflagen (§§ 5 und 9a Abs. 2 WHG), durch Be­
schränkung, Widerruf oder Rücknahme des Rechts 
oder der Befugnis (§§ 7,12 und 15 Abs. 4 WHG) oder 
durch Anordnungen nach Art. 68 Abs. 3 sicherzu­
stellen, daß innerhalb einer angemessenen Frist die 
erforderlichen Maßnahmen durchgeführt werden. 

Vierter Teil 

Unterhaltung und Ausbau 
Abschnitt I 

Unterhaltung 
Art. 42 

(Zu§28WHG) 

Unterhaltungspflicht 

lDie Unterhaltung der Gewässer ist eine öffent­
lich-rechtliche Verpflichtung. 2Sie umfaßt insbe­
sondere die Verpflichtung, 

1. das Gewässerbett für den Wasserabfluß zu erhal­
ten und zu räumen und es zu reinigen, 

2. die Ufer und in angemessener Breite die an­
schließenden Uferstreifen für den Wasserabfluß 
möglichst naturnah zu gestalten und zu bewirt­
schaften, 

3. die biologische Wirksamkeit des Gewässers zu 
erhalten und zu fördern, 

4. das Gewässer in einem den wasserwirtschaftli­
ehen Bedürfnissen entsprechenden Zustand für 
die Abfuhr oder Rückhaltung von Wasser, Ge­
schiebe, Schwebstoffen und Eis zu halten, 

5. feste Stoffe aus dem Gewässer zu entfernen, so­
weit es im öffentlichen Interesse erforderlich ist, 
um den Gemeingebrauch zu erhalten, 

6. die Ufer zu schützen, um Nachteile für das Wohl 
der Allgemeinheit oder Beteiligte zu verhüten 
oder zu beseitigen, sofern der Aufwand für den 
Uferschutz in .angemessenem Verhältnis zum 
Nutzen steht. 

Art. 43 
(Zu § 29WHG) 

Unterhaltungslast 

(1) Es obliegt die Unterhaltung 

1. der Gewässer erster Ordnung unbeschadet der 
Aufgaben des Bundes an den Bundeswasserstra­
ßen dem Freistaat Bayern, 

2. der Gewässer zweiter Ordnung den Bezirken als 
eigene Aufgabe, 

3. der Gewässer dritter Ordnung den Gemeinden 
a ls eigene Aufgabe, soweit nicht Wasser- und Bo­
denverbände dafür bestehen, in gemeindefreien 
Gebieten den Beteiligten. 

(2) An Stelle des Trägers der Unterhaltungslast 
nach Absatz 1 Nrn. 2 und 3 obliegen dem Freistaat 
Bayern 

1. die Unterhaltung der Gewässer, die zugleich die 
Grenze der Bundesrepublik Deutschland und des 
Freistaates Bayern bilden, 

2. die Unterhaltung und der Betrieb von Wasser­
speichern, . die der öffentlichen Wasserversor­
gung, dem Gewässerschutz, dem Hochwasser­
schutz oder der Niedrigwasseraufhöhung dienen, 

3. die Unterhaltung und der Betrieb von Wasser­
speichern, die der Erholung der Bevölkerung die­
nen und übergebietliche wasserwirtschaftliche 
Bedeutung haben, 

4. die Unterhaltung der ausgebauten Wildbach­
strecken. 
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(3) Den Unternehmern von Wasserbenutzungs­
anlagen oder sonstigen Anlagen in oder an Gewäs­
sern obliegt die Unterhaltung des Gewässers inso­
weit, als es durch diese Anlagen bedingt ist. 

(4) Den Baulastträgern öffentlicher Verkehrsan­
lagen obliegt die Unterhaltung des Gewässers inso­
weit, als es zum Schutz dieser Anlagen erforderlich 
ist. 

(5) Die Unterhaltung von Hafengewässern obliegt 
dem Träger des Hafens. 

Art. 44 

Übertragung unf Auf teilung 
der Unterhaltungslast 

(1) lDurch öffentlich-rechtlichen Vertrag, der für 
Gewässer zweiter und dritter Ordnung der Zustim­
mung der Kreisverwaltungsbehörde bedarf, kön­
nen Dritte die Unterhaltungslast übernehmen. 2Die 
Zustimmung kann widerrufen werden, wenn die 
übernommenen Verpflichtungen nicht ordnungs­
mäßig erfüllt werden. 

(2) Bürgerlich-rechtliche Verpflichtungen Dritter 
zur Unterhaltung von Gewässern lassen die Unter­
haltungslast als solche unberührt. 

(3) Die Kreisverwaltungsbehörde kann die Un­
terhaltungslast ganz oder teilweise auf die Beteilig­
ten übertragen, wenn und soweit die Unterhaltung 
allein deren Interessen dient oder der Aufwand für 
die Unterhaltung durch die Beteiligten verursacht 
wird. 

(4) Haben mehrere Unterhaltungspflichtige die­
selbe Gewässerstrecke teilweise zu unterhalten, so 
kann die Kreisverwaltungsbehörde entweder den 
Unterhaltungspflichtigen eine angemessene Strek­
ke des Gewässers zur vollständigen Unterhaltung 
zuweisen oder die Unterhaltungsarbeiten zwischen 
den Unterhaltungspflichtigen angemessen auftei­
len oder bestimmen, daß einzelne Unterhaltungs­
pflichtige an Stelle der Unterhaltung einen Kosten­
beitrag an den oder die verbleibenden Unterhal­
tungspflichtigen leisten. 

Art. 45 
(Zu § 29 Abs. 2 WHG) 

Ersatzvornahme 

lSind andere als Körperschaften des öffentlichen 
Rechts (§ 29 Abs. 1 WHG) Träger der Unterhal­
tungslast und kommen sie ihren Verpflichtungen 
nicht ordnungsgemäß nach, so sind für Gewässer 
erster Ordnung, Gewässer, die zugleich die Grenze 
der Bundesrepublik Deutschland und des Freistaa­
tes Bayern bilden, und Wildbäche der Staat, für Ge­
wässer zweiter Ordnung der Bezirk und für Gewäs­
ser dritter Ordnung die Gemeinden, in gemeinde­
freien Gebieten die Landkreise, verpflichtet, inner­
halb ihres Gebiets die erforderlichen Unter hal­
tungsarbeiten auszuführen. 2Der Pflichtige hat die 
Kosten zu ersetzen; von ihm können angemessene 
Vorschüsse verlangt werden. 

Art. 46 
(Zu § 29 Abs. 1 WHG) 

Ausführung der Unterhaltung 

(1) Obliegt die Unterhaltung d~m Freis~aat 
Bayern, so wird sie von den WasserwIrtschaftsam­
tern ausgeführt. 

(2) Soweit die Unterhaltung nicht nach Art. 43 
Abs. 3 bis 5 oder Art. 44 Abs. 1, 3 oder 4 Dritten 
obliegt, führen die Wasserwirtschaftsämter auch 
die Unterhaltung der Gewässer zweiter Ordnung 
auf Kosten der Bezirke aus. 

(3) Wenn der Freistaat Bayern oder die Bezirke 
Zuwendungen zur Unterhaltung von Gewässern 
dritter Ordnung gewähren, sind sie berechtigt, die 
Unterhaltungsmaßnahmen an Stelle und auf Ko­
sten des Trägers der Unterhaltungslast durch die 
Wasserwirtschaftsämter auszuführen, sofern der 
Träger der Unterhaltungslast das beantragt. 

Art. 47 

Kosten der Unterhaltung, Kostenbeiträge 

(1) Die Kosten der Unterhaltung treffen den Trä­
ger der Unterhaltungslast. 

(2) Wer nach Art. 43 Abs. 1 die Unterhaltungslast 
trägt, kann zu den Kosten der Unterhaltung folgen­
de Beiträge verlangen: 

1. für Gewässer erster Ordnung vom Eigentümer 
bis zu zehn v. H. der Unterhaltungskosten, 

2. für Gewässer zweiter Ordnung von den Beteilig­
ten bis zu 25 v. H. der Unterhaltungskosten, 

3. für Gewässer dritter Ordnung von den Beteiligten 
die vollen Unterhaltungskosten, wenn der Träger 
der Unterhaltungslast eine Gemeinde ist; sind an 
Gewässern 'dritter Ordnung Wasser- und Boden­
verbände Träger der Unterhaltungslast, so gilt 
die Erste Wasserverbandverordnung (BayRS 
753-4-1-1). 

(3) 1 Die Kosten der Unterhaltung für Gewässer 
dritter Ordnung oder der Kostenbeitrag verteilen 
sich auf die Beteiligten je nach ihrem Vorteil (Nut­
zenmehrung, Schadensabwehr) oder nach dem Ein­
fluß, den eine Anlage in oder an einem Gewässer 
auf dessen Unterhaltung ausübt. 2Die Träger der 
Unterhaltungslast können von den Beitragspflich­
tigen angemessene Vorschüsse verlangen. 

(4) Die Baulastträger öffentlicher Verkehrs~nla­
gen haben die Mehrkosten der Unterhaltung der 
Gewässer zu tragen, die durch die Verkehrsanlagen 
verursacht werden. 

Art. 48 

Festsetzung der Kostenbeiträge, 
des Kostenersatzes und der 

Kostenvorschüsse 

(1) 'Besteht über Kostenbeiträge, Kostenersatz 
oder über die Kostenvorschüsse der Beteiligten 
Streit, so werden sie von der Kreisverwaltungsbe­
hörde festgesetzt. 2Wenn nichts anderes bestimmt 
ist, so richtet sich die Höhe des Kostenbeitrags und 
der Kostenvorschüsse nach Art. 47 Abs. 3. 

(2) 'Bleiben wiederkehrende Unterhaltungsmaß­
nahmen im wesentlichen gleich, so kann die Kreis­
verwaltungsbehörde das Verhältnis der Kostenbei­
träge der Beteiligten auch für die Zukunft festset­
zen. 2Das gleiche gilt, wenn vor Durchführung einer 
Unterhaltungsmaßnahme der Träger der Unterhal­
tungslast oder ein Beteiligter die Festsetzung bean­
tragt. 



Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt Nr. 4/1988 47 

(3) 1 Die Kreisverwaltungsbehörde erteilt dem 
Unterhaltungspflichtigen, dem ein Kostenbeitrag, 
Kostenersatz oder Kostenvorschuß zuerkannt wur­
de, auf Antrag eine vollstreckbare Ausfertigung des 
Festsetzungsbescheids, wenn die Voraussetzungen 
der Art. 19 und 23 des Bayerischen Verwaltungszu­
stellungs- und Vollstreckungsgesetzes (VwZVG) 
gegeben sind. 2Für die Vollstreckung der Forderung 
gelten die Vorschriften des Achten Buches der Zi­
vilprozeßordnung über die Zwangsvollstreckung 
mit Ausnahme der §§ 883 bis 898 in ihrer jeweiligen 
Fassung, soweit die Art. 25 bis 28 VwZVG nichts an­
deres bestimmen. 

Art. 49 

Sicherung der Unterhaltung der 
Gewässer dritter Ordnung 

1 Die Kreisverwaltungsbehörde kann zur Siche­
rung der Durchführung der Unterhaltung von Ge­
wässern dritter Ordnung Rechtsverordnungen er­
lassen. 2In den Rechtsverordnungen kann den Trä­
gern der Unterhaltungslast insbesondere vorge­
schrieben werden, in welchem Umfang und zu 
welchem Zeitpunkt die Unterhaltung durchzufüh­
ren ist. 

Art. 50 

Beteiligte 

Beteiligte im Sinn dieses Abschnitts sind die Ei­
. gentümer der Gewässer, die Anlieger und diejeni­
gen Eigentümer von Grundstücken und Anlagen, 
die aus der Unterhaltung Vorteile haben oder die 
Unterhaltung erschweren. 

Art. 51 
(Zu§30WHG) 

Besondere Pflichten im Interesse 
der Unterhaltung 

(1) ~Die Eigentümer des Gewässers und die Anlie­
ger haben die zur Unterhaltung erforderlichen Ar~ 
beften 'und Maßnahmen am Gewässer und auf den 
Ufergrundstücken zu dulden. 2Sie haben alles zu 
unterlassen, was die Sicherheit und den Schutz der 
Ufer gefährdet oder die Unterhaltung unmöglich 
machen oder wesentlich erschweren würde. 

(2) Die Inhaber von Rechten und Befugnissen an 
Gewässern und die Fischereiberechtigten haben zu 
dulden, daß die Benutzung vorübergehend behin­
dert oder unterbrochen wird, soweit es zur Unter­
haltung des Gewässers erforderlich ist. 

(3) Die Anlieger und Hinterlieger haben auch zu 
dulden, daß auf ihren Grundstücken der Aushub 
vorübergehend gelagert und, soweit es nicht die bis­
herige Nutzung dauernd beeinträchtigt, eingeebnet 
wird. 

(4) IDer Träger der Unterhaltungslast hat dem 
Duldungspflichtigen alle nach § 30 WHG und nach 
dieser Vorschrift beabsichtigten Maßnahmen vor­
her anzukündigen. 2§ 30 Abs. 3 WHG gilt entspre­
chend, auch für Fischereiberechtigte. 3Auf die In­
teressen der Duldungspflichtigen ist Rücksicht zu 
nehmen. 

Art. 52 

Schutzvorschriften 

Zum Schutz baulicher Anlagen, die der Unterhal­
tung eines Gewässers dienen, kann die Kreisver­
waltungsbehörde durch Rechtsverordnung Vor­
schriften erlassen oder Anordnungen im Einzelfall 
treffen. 

Art. 53 
(Zu§29WHG) 

~lte Unterhaltungslast 

(1) lEine beim Inkrafttreten dieses Gesetzes be­
stehende Unterhaltungslast bleibt zunächst auf­
rechterhalten. 2Sie geht am 1. Januar 1964 auf den 
nach diesem Gesetz zuständigen Träger über, so­
weit nicht bis dahin eine abweichende Regelung 
nach Art. 44 Abs. 1 oder 3 getroffen ist. 

(2) Die bei Inkrafttreten dieses Gesetzes beste­
henden, auf besonderen Titeln beruhenden Ver­
pflichtungen zur Unterhaltung von Gewässern, von 
Wasserbenutzungsanlagen und von sonstigen An­
lagen in oder an Gewässern sowie zur Leistung von 
Beiträgen für die Unterhaltung von Gewässern 
bleiben unberührt. 

Abschnitt II 

Ausbau 

Art. 54 

Ausbaupflicht 

(1) Der Träger der Unterhaltungslast nach Art. 43 
Abs. 1 und Abs. 2 Nrn. 1,2 und 3 ist zum Ausbau des 
Gewässers verpflichtet, soweit es das Wohl der All­
gemeinheit erfordert und die Finanzierung des 
Ausbaus gesichert ist. 

(2) lAn Stelle des Trägers der Unterhaltungslast 
nach Art. 43 Abs. 1 Nrn. 2 und 3 obliegen dem Frei­
staat Bayern 

1. überregionale Ausbaumaßnahmen, wenn sie der 
öffentlichen Wasserversorgung, dem Gewässer­
schutz oder der Niedrigwasseraufhöhung dienen, 

2. der Ausbau von Wildbächen. 

2Absatz 1 letzter Halbsatz gilt entsprechend. 

Art. 55 

Ausführung des Ausbaus 

(1) Ist der Freistaat Bayern zum Ausbau ver­
pflichtet, so wird der Ausbau von den Wasserwirt­
schaftsämtern ausgeführt. 

(2) Die Wasserwirtschaftsämter führen auch den 
Ausbau der Gewässer zweiter Ordnung auf Kosten 
der Bezirke aus. 

(3) Wenn der Freistaat Bayern oder die Bezirke 
Zuwendungen zum Ausbau von Gewässern dritter 
Ordnung gewähren, sind sie berechtigt, die Ausbau­
maßnahmen an Stelle und auf Kosten des Unter­
nehmers durch die Wasserwirtschaftsämter auszu­
führen, sofern der Träger der Ausbaupflicht das 
beantragt. 
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Art. 56 

Besondere Pflichten im Interesse des Ausbaus, 
Schutzvorschriften 

(1) ISoweit es zur Vorbereitung oder Durchfüh­
rung des Ausbaus erforderlich ist, haben die Anlie- i 

ger und die Hinterlieger zu dulden, daß der Unter­
nehmer oder dessen Beauftragte die Grundstücke 
betreten oder vorübergehend benutzen. 2Der Ge­
wässereigentümer hat den Ausbau eines Gewäs­
sers, der dem Wohl der Allgemeinheit dient, zu 
dulden. 

(2) Art. 51 Abs. 2 bis 4 und Art. 52 gelten 
entsprechend. 

Art. 57 

Kosten des Ausbaus, Vorteilsausgleich, 
Anwendung anderer Vorschriften 

(1) Die Kosten des Ausbaus trägt der Unterneh­
mer. 

(2) lIst der Unternehmer zum Ausbau verpflich­
tet, so kann er von denen, die von dem Ausbau Vor­
teile haben, je nach ihrem Vorteil (Nutzenmehrung, 
Schadensabwehr), Beiträge und Vorschüsse verlan­
gen. 21st die Finanzierung des Ausbaus (Art. 54 
Abs. 1) deswegen nicht gesichert, weil die Beiträge 
und Vorschüsse nicht oder nicht rechtzeitig gelei­
stet werden, so können die örtlich zuständigen Ge­
meinden diese Beiträge und Vorschüsse überneh­
men. 3Der den Gemeinden erwachsende Aufwand 
kann auf die nach Satz 1 Verpflichteten umgelegt 
werden. 

. (3) lErlangt jemand durch einen Ausbau, der in 
einem anderen Bundesland durchgeführt wird, ei­
nen Vorteil, so ist er verpflichtet, auf Verlangen der 
zuständigen Behörde des Landes, in dem der Aus­
bau durchgeführt wird, nach den Bestimmungen 
des dortigen Rechts Kostenbeiträge zu leisten. 2Das 
gilt nur, soweit Gegenseitigkeit besteht. . 

(4) Art. 31,48 Abs. 1 und 3 gelten sinngemäß. 

Art. 58 
(Zu§31 WHG) 

Planfeststellung, Plangenehmigung 

. (1) Für Bedingungen und Auflagen bei der Plan­
feststellung und Plangenehmigung gelten die §§ 4 
und 5 Abs. 1 Nrn. 1 a und 2 WHG und Art. 15 
entsprechend. 

(2) Planfeststellung und Plangenehmigung sind 
zu versagen, wenn von dem Ausbau eine Beein­
trächtigung des Wohls der Allgemeinheit zu erwar­
ten ist, die nicht durch Bedingungen oder Auflagen 
verhütet oder ausgeglichen werden kann. 

(3) lIst zu erwarten, daß der Ausbau auf das Recht 
eines anderen nachteilig einwirkt oder Nachteile im 
Sinn des Art. 18 eintreten und erhebt der Betroffene 
Einwendungen, so darf ein Plan nur festgestellt 
werden, wenn die nachteiligen Wirkungen durch 
Auflagen verhütet oder ausgeglichen werden. 21st 
das nicht möglich oder wären Ausgleichsmaßnah­
men wirtschaftlich nicht vertretbar, so kann der 
Plan gleichwohl festgestellt werden, wenn 

1. der Ausbau dem Wohl der Allgemeinheit dient 
oder 

2. bei Nachteilen im Sinn des Art. 18 der durch den 
Ausbau zu erwartende Nutzen den für den Be­
troffenen zu erwartenden Nachteil erheblich 
übersteigt; 

der Betroffene ist zu entschädigen. 

(4) Bei der Planfeststellung gilt § 10 WHG für 
nachträgliche Entscheidungen mit der Maßg.abe 
entsprechend, daß eine Entschädigung nach § 10 
Abs. 2 Satz 2 WHG auch angeordnet werden kann, 
wenn Ausgleichsmaßnahmen wirtschaftlich nicht 
vertretbar sind. 

(5) Dient der Ausbau dem Wohl der Allgemeinheit 
und ist der festgestellte Plan unanfechtbar, so gilt 
§ 11 WHG entsprechend. 

Fünfter Teil 

Anlagen in oder an Gewässern, 
Sicherung des Wasserabflusses 

Abschnitt! 

Anlagen in oder an Gewässern 

Art. 59 

Genehmigung und Unterhaltung 
von Anlagen 

(1) IAnlagen in oder an Gewässern erster und 
zweiter Ordnung, die nicht der Benutzung, der Un­
terhaltung oder dem Ausbau dienen, insbesondere 

1. Gebäude, Brücken, Stege und Fähren, 

2. Überführungen, 

3. Unterführungen, 

4. Hafen- und Ländeanlagen, 

5. Bade-, Wasch- und Bootshäuser 

dürfen nur mit Genehmigung der Kreisverwal­
tungsbehörde errichtet oder wesentlich geändert 
werden. 2 Anlagen an Gewässern sind solche, die 
weniger als sechzig Meter von der Uferlinie ent­
fernt sind und andere Anlagen, die die Unterhal­
tung oder den Ausbau beeinträchtigen können oder 
die in eingedeichten Gebieten errichtet werden . 

(2) Die Regierungen können durch Rechtsverord­
nung die Genehmigungspflicht auch für Gewässer 
dritter Ordnung oder Teile davon begründen, wenn 
und soweit das aus Gründen der Wasserwirtschaft, 
insbesondere der Unterhaltung und des Ausbaus, 
der öffentlichen Sicherheit, des öffentlichen Ver­
kehrs oder des Schutzes von Leben, Gesundheit 
oder Eigentum geboten ist. 

(3) Einer Genehmigung bedarf auch die Ände­
rung von' Anlagen, die der Benutzung von Gewäs­
sern dienen, soweit nicht die Änderung eine Erlaub­
nis oder Bewilligung nach§§ 3, 7 und 8 WHG erfor­
dert oder die Benutzung im Rahmen des Eigentü­
mer- oder Anliegergebrauchs bleibt. 

(4) lDie Genehmigung kann befristet werden. 2Sie 
darf nur versagt, an Bedingungen und Auflagen ge­
knüpft oder widerrufen werden, soweit das Wohl 
der Allgemeinheit, insbesondere die in Absatz 2 
aufgezählten Gründe, es erfordern. 3Bei der Ent­
scheidung ist auch das öffentliche Interesse an der 



Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt Nr. 4/1988 49 

Errichtung oder am Fortbestand der Anlagen zu 
berücksichtigen. 

(5) In der Genehmigung kann die Zustimmung 
der Kreisverwaltungsbehörde zur Beseitigung der 
Anlagen vorbehalten werden. 

(6) Art. 20 Abs. 1 bis 3 gelten sinngemäß. 

(7) lIst eine baurechtliche Genehmigung oder Zu­
stimmung zu erteilen, so entfällt die Genehmigung 
nach diesem Artikel; die baurechtliche Genehmi­
gung oder Zustimmung kann versagt, an Bedingun­
gen und Auflagen geknüpft oder widerrufen wer­
den, soweit das Wohl der Allgemeinheit, insbeson­
dere die in Absatz 2 aufgeführten Gründe, oder 
baurechtliche Gründe es erfordern. 2Absatz 4 Sätze 
1 und 3 und Absätze 5 und 6 sind auf die baurechtli­
che Genehmigung oder Zustimmung anzuwenden. 

(8) lDer Unternehmer hat Wasserbenutzungsan­
lagen in dem erlaubten oder bewilligten Zustand zu 
erhalten. 2Sonstige Anlagen in oder an Gewässern 
sind so zu unterhalten, daß nachteilige Einwirkun­
gen auf das Gewässer verhütet werden. 

Art. 60 

Hafen- und Ländeordnungen 

lZum Wohl der Allgemeinheit, insbesondere um 
Gefahren für Leben, Gesundheit, Eigentum, eigen­
tumsgleiche Rechte oder Besitz zu verhüten, die Si­
cherheit und Leichtigkeit des Verkehrs zu erhalten 
und die Reinhaltung, den Ausbau und die Unterhal­
tung des Gewässers nicht zu beeinträchtigen, kann 
die Kreisverwaltungsbehörde Rechtsverordnungen 
über die Benutzung von Hafen- und Ländeanlagen 
und über das Verhalten im Hafen- und Ländebe­
reich (Hafen- und Ländeordnungen) erlassen. 
2Dabei ist vorzuschreiben, wem jeweils der Vollzug 
der Hafen- und Ländeordnung obliegt. 3Abwei­
chend von Art. 75 Abs. 1 können insoweit auch Ge­
meinden oder staatliche Hafenbehörden als Voll­
zugsbehörde bestimmt werden. 

Abschnitt 11 

Sicherung des Wasserabflusses, 
Wasser- und Eisgefahr 

Erster Titel 

Sicherung des Wasserabßusses 

Art. 61 
(Zu§32WHG) 

Überschwemmungsgebiete 

(1) lÜberschwemmungsgebiete werden von den 
Kreisverwaltungsbehörden nach Anhörung der 
Kreistage durch Rechtsverordnung festgesetzt. 
2.pie auf Grund bisherigen Rechts festgesetzten 
Uberschwemmungsgebiete gelten als solche im 
Sinn des § 32 WHG. 

(2) 1 Es ist verboten, im Überschwemmungsgebiet 
Anlagen und Anpflanzungen, die nicht der Benut­
zung, der Unterhaltung oder dem A.usbau dienen, zu 
errichten, durchzuführen oder wesentlich zu än-

dern. 2Die Kreisverwaltungsbehörde kann unter 
den erforderlichen Bedingungen und Auflagen 
Ausnahmen genehmigen, wenn und soweit dadurch 
der Wasserabfluß, die Höhe des Wasserstands oder 
die Wasserrückhaltung nicht nachteilig beeinflußt 
werden können. 31st eine baurechtliche Genehmi­
gung oder Zustimmung zu erteilen, so entfällt die 
Genehmigung nach diesem Artikel; über die Vor­
aussetzungen des Satzes 2 ist im baurechtlichen 
Verfahren zu entscheiden. 

Art. 62 
Hochwasserabfluß 

(1) Um einen schadlosen Hochwasserabfluß si­
cherzustellen, kann die Kreisverwaltungsbehörde 
anordnen, Hindernisse zu beseitigen, Eintiefungen 
aufzufüllen, Maßnahmen zur Verhütung von Auf­
landungen zu treffen und die Grundstücke so zu be­
wirtschaften, daß ein Aufstau und eine Bodenab­
schwemmung möglichst vermieden werden. 

(2) Die Verpflichtungen nach Absatz 1 obliegen 
den Eigentümern oder Nutzungsberechtigten der 
Grundstücke. 

(3) Stellt eine Anordnung nach Absatz 1 eine Ent­
eignung dar, so ist dafür eine angemessene Ent­
schädigung zu leisten: 

/ 

Art. 63 

Wild abfließendes Wasser 

(1) .Der Eigentümer oder Nutzungsberechtigte e i­
nes Grundstücks darf 

1. den außer halb eines Bettes dem natürlichen Ge­
fälle folgenden Abfluß von Wasser, das auf sei­
nem Grundstück entspringt oder sich dort natür­
lich ansammelt (wild abfließendes Wasser) nicht 
so verändern, daß belästigende Nachteile für die 
tiefer liegenden Grundstücke entstehen, 

2. den natürlichen Zufluß wild abfließenden Was­
sers zu den tiefer liegenden Grundstücken nicht 
so verändern, daß belästigende Nachteile für die 
höher liegenden Grundstücke entstehen. 

(2) lWird eine solche Veränderung des natürli­
chen Zu- oder Abflusses durch Umstände herbeige­
führt, die der Eigentümer oder der Nutzungsbe­
rechtigte nicht zu vertreten hat, so ist er verpflich­
tet, die Herstellung des ursprünglichen Zustands 
durch den zu dulden, der durch die Veränderung 
Nachteile erleidet. 2Für Schäden, die bei der Wie­
derherstellung des ursprünglichen Zustands ent­
stehen, ist dem Eigentümer oder Nutzungsberech­
tigten Ersatz zu leisten. 

(3) Abweichungen von den Bestimmungen der 
Absätze 1 und 2 auf Grund von Privatrechtsverhält­
nissen bleiben unberührt. 

(4) lAus Gründen des Wohls der Allgemeinheit, 
insbesondere der Wasserwirtschaft und des öffent­
lichen Verkehrs, kann die Kreisverwaltungsbehör­
de einer Veränderung des Zu- und Abflusses und zu 
diesem Zweck auch eine andere Bewirtschaftung 
oder Bepflanzung von Grundstücken anordnen. 
2Stellt die Anordnung eirie Enteignung dar, so ist 
dafür eine angemessene Entschädigung zu leisten. 
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Zweiter Titel 

Wasser- und Eisgefahr 

Art. 64 

Verpflichtungen der Anlieger 

1 Die Anlieger haben, soweit es zur Bekämpfung 
von Wasser-, Eis- und Murgefahr erforderlich ist, 
einen Uferstreifen von allen Hindernissen freizu­
halten, die das Begehen und an Gewässern erster 
und zweiter Ordnung sowie an Wildbächen auch 
das Befahren der Anliegergrundstucke wesentlich 
erschweren oder unmöglich machen. 2Die Kreisver­
waltungsbehörde kann verlangen, daß die Anlieger 
solche Hindernisse beseitigen. 3Eingriffe, die das 
Landschaftsbild verunstalten oder gefäh rden wür­
den, dürfen nur angeordnet werden, soweit es die 
Abwehr von Wasser-, Eis- und Murgefahr zwingend 
erfordert. 

Art. 65 

Verpflichtungen der Unternehmer 
von Wasserbenutzungsanlagen 

ISoweit es die Abwehr von Wassergefahr erfor­
dert, sind die Unternehmer von Wasserbenutzungs­
anlagen verpflichtet, ihre Anlagen einschließlich 
der Nachrichtenmittel für eine Hochwasserrück­
haltung einzusetzen. 2Die Anordnungen über Be-

. ginn, Ausmaß und Durchführung der Hochwasser­
rückhaltung und über den Nachrichtendienst erläßt 
das Staatsministerium des Innern. 

Art. 66 

Verpflichtungen der Gemeinden 

(1) lWerden zur Abwendung von Wasser- und 
Eisgefahr unaufschiebbare Vorkehrungen notwen­
dig, so sind die benachbarten Gemeinden nach ih­
ren Möglichkeiten und auf ihre Kosten zur Unter­
stützung der bedrohte n Gemeinde verpflichtet. 2Sie 
haben insbesondere nach Bedarf Hilfskräfte, Mate­
rialien, Werkzeuge, Geräte und Fahrzeuge zur Ver­
fügung zu stellen. 

(2) Gemeinden, die erfahrungsgemäß von Über­
schwemmungen bedroht sind, haben dafür zu sor­
gen, daß ein Wach- und Hilfsdienst für Wasserge­
fahr (Wasserwehr, Dammwehr) eingerichtet wird; 
sie haben die hierfür erforderlichen Hilfsmittel 
(Absatz 1 Satz 2) bereitzuhalten. 

Art. 67 

Hochwassernachrichtendienst 

(1) Zur Abwehr von Wasser- und Eisgefahr kann 
das Staatsministerium des Innern durch Rechts­
verordnung einen vom Landesamt für Wasserwirt­
schaft geleiteten Hochwasserbeobachtungs-, Mel­
de- und Vorhersagedienst (Hochwassernachrich­
tendienst) einrichten . . 

(2) Die Rechtsverordnung kann vorsehen, daß 
Körperschaften und Anstalten des öffentlichen 
Rechts, Unternehmer von Wasserbenutzungsanla­
gen oder sonstigen Anlagen in oder an Gewässern 
oder Dritte für den Hochwasserbeobachtungs-, 
Melde- und Vorhersagedienst ihre dafür geeigne­
ten Sachmittel zur Verfügung zu stellen oder Dienst 
zu leisten haben. 

Sechster Teil 

Gewässeraufsicht, 
gewässerkundlicher Dienst, 

wasserwirtschaftliehe Planung 

Abschnitt I 

Gewässeraufsicht 

Art. 68 

Aufgaben und Zuständigkeit 

(1) Die Gewässeraufsicht überwacht die Erfül­
lung der nach dem Wasserhaushaltsgesetz und die­
sem Gesetz bestehenden oder auf Grund dieser Ge­
setze begründeten öffentlich-rechtlichen Verpflich­
tungen. 

(2) lDie Gewässeraufsicht obliegt den Kreisver- _ 
waltungsbehörden. 2Die technische Gewässerauf­
sicht ist Aufgabe der Staatsbauverwaltung und ih­
res Gewässeraufsichtsdienstes. 3In den Bergbaube­
trieben obliegt die Gewässeraufsicht den Bergäm­
tern. 

(3) Die Kreisverwaltungsbehörden können im 
Rahmen des Absatzes 1 Anordnungen für den Ein­
zelfall, insbesondere auch zur Beseitigung rechts­
widriger Anlagen, erlassen . 

(4) § 21 WHGgiit sinngemäß in den Fällen, in de­
nen Gegenstand der Gewässeraufsicht nicht eine 
Benutzu~g des Gewässers ist. 

Art. 69 

Bauabnahme 

(1) IBaumaßnahmen,die einer Erlaubnis, Bewilli­
gung, Genehmigung oder Planfeststellung nach 
dem Wasserhaushaltsgesetz oder nach diesem Ge­
setz bedürfen, sind nach Fertigstellung von der 
Kreisverwaltungsbehörde zu überprüfen, ob sie 
dem Bescheid entsprechend ausgeführt worden 
sind (Bauabnahme). 2Die Kreisverwaltungsbehörde 
kann für die Abnahme Sachverständige heranzie­
hen. 3Der Bauherr ist zu verständigen. 4Den Baube­
ginn und die Fertigstellung muß der Bauherr der 
Kreisverwaltungsbehörde anzeigen. 

(2) IDie Kreisverwaltungsbehörde kann im Ein­
zelfall auf die Bauabnahme verzichten, wenn nach 
Größe und Art der baulichen Anlage nicht zu erwar­
ten ist, daß durch sie erhebliche Gefahren oder 
Nachteile herbeigeführt werden können, oder eine 
Bauabnahme nach anderen Vorschriften durchge­
führt wird. 2Bauliche Anlagen des Bundes, der Län­
der und der Bezirke bedürfen keiner Bauabnahme, 
wenn der öffentliche Bauherr die Bauoberleitung 
einem Beamten des höheren bautechnischen Ver­
waltungsdienstes übertragen hat. 

(3) lÜber die beanstandungsfreie Abnahme ist ei­
ne Bescheinigung (Abnahmeschein) auszustellen. 
2Geringfügige Abweichungen von der zugelassenen 
Bauausführung können im Abnahmeschein geneh­
migt werden. 3Die-Genehmigung kann unter Aufla­
gen erteilt werden, soweit der zugrunde liegende 
Bescheid mit Auflagen verbunden werden kann. 
4Werden durch die Abweichungen Ansprüche Be­
teiligter berührt, über die im vorausgegangenen 
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Verfahren zu entscheiden war, so können nach An­
hörung der Beteiligten auch Ausgleichsrnaßnah­
men oder Entschädigungen festgesetzt werden. 

Art. 70 

Wasserschau 

(1) Zur Überwachung der Benutzung, Reinhal­
tung und Unterhaltung sollen die Gewässer regel­
mäßig besichtigt werden. 

(2) Die näheren Bestimmungen über die Wasser­
schau trifft das Staatsministerium des Innern. 

Abschnitt 11 

Gewässerkundlicher Dienst 

Art. 71 

Besondere Pflichten im Interesse 
der Gewässerkunde 

(1) Soweit es das Wohl der Allgemeinheit erfor­
dert, sind die Eigentümer oder Nutzungsberechtig­
ten von Grundstücken, Wasserbenutzungsanlagen 
oder sonstigen Anlagen in oder an einem Gewässer 
verpflichtet, d ie Errichtung, den Betrieb, die Unter­
haltung oder die Mitbenutzung von Meßeinrlchtun­
gen für wasserwirtschaftliche Daten auf ihren 
Grundstücken oder Anlagen zu dulden. 

(2) Handlungen, die geeignet sind, den Bestand, 
den Betrieb oder die Unterhaltung von Meßeinrich­
tungen für wasserwirtschaftliche Daten zu beein­
trächtigen, können von der Kreisverwaltungsbe­
hörde untersagt werden. 

(3) Entstehen wegen der Verpflichtungen nach 
Absatz 1 den Eigentümern oder Nutzungsberech- -
tigten von Grundstücken Schäden, so haben sie An­
spruch auf angemessene Entschädigung. 

Abschnitt III 
Wasserwirtschaftliche Planung 

Art.71a 
(Zu§36WHG) 

Wasserwirtschaftliche Rahmenpläne 

(1) lWasserwirtschaftliche Rahmenpläne werden 
durch das Staatsministerium für Landesentwick­
lung und Umweltfragen ausgearbeitet und aufge­
stellt. 2Das Staatsministerium für Landesentwick­
lung und Umweltfragen kann die Ausarbeitung auf 
nachgeordnete Behörden übertragen. 

(2) Dem Freistaat Bayern obliegt es, die Durch­
setzung der Planungsziele zu sichern, sofern diese 
Aufgabe nicht von einem anderen Träger übernom­
menwird. 

Art.71b 
(Zu § 36b WHG) 

Bewirtschaftungspläne 

(1) Bewirtschaftungspläne werden durch die 
Wasserwirtschafts ämter im Benehmen mit den 
Trägern öffentlicher Belange ausgearbeitet, deren 
Bereich durch die Planung berührt wird. 

(2) I Bewirtschaftungspläne werden durch die 
Kreisverwaltungsbehörde aufgestellt. 2Festlegun­
gen in den Plänen können durch Rechtsverordnung 
der Kreisverwaltungsbehörden für verbindlich er-
klärt werden. . 

Siebter Teil 

Enteignung 

Art. 72 

Enteignung 

1 Im Interesse einer geordneten Wasserwirtschaft, 
der Unterhaltung und des Ausbaus der Gewässer, 
der Schiff- und Floßfahrt und der Trift, zur Förde­
rung der Fischerei, zur Ermöglichung und Erleich­
teru~g der Gewässerbenutzung, der Aussiedlung 
aus Uberschwemmungs- und Wasserschutzgebie­
ten, zur Errichtung, zum Betrieb und zur Unterhal­
tung von Anlagen für Häfen, für die Gewässerbe­
nutzung, die Wasserversorgung, die Abwasserbe­
seitigung und die Be- und Entwässerung und zur 
Mitbenutzung soicher Anlagen durch Dritte kann 
enteignet werden. 2Für Art und Ausmaß der Ent­
schädigung gelten § 20 WHG und Art. 74. 31m übri­
gen ist das Bayerische Gesetz über die entschädi­
gungspflichtige Enteignung anzuwenden. 

Art. 73 

(aufgehoben) 

Achter Teil 

Entschädigung, Ausgleich 

Art. 74 
(Zu den §§ 19 und 20 WHG) 

Art und Ausmaß der Entschädigung 
und des Ausgleichs, 

Entschädigungs- und Ausgleichspflichtiger 

(1) Für Entschädigungen nach diesem Gesetz gilt 
§ 20 WHG entsprechend. 

(2) Eine Entschädigung nach dem Wasserhaus­
haltsgesetz oder diesem Gesetz ist zunächst durch 
wasserwirtschaftliche oder andere Maßnahmen zu 
leisten, wenn das dem Entschädigungspflichtigen 
wirtschaftlich zumutbar ist. 

(3) 1 Kann auf Grund einer nach dem Wasserhaus­
haltsgesetz oder diesem Gesetz entschädigungs­
pflichtigen Handlung ein Triebwerk seine Wasser­
kraft nicht mehr im bisherigen Umfang verwerten, 
so kann festgesetzt werden, daß zur Entschädigung 
elektrische Arbeit zu liefern ist, wenn die Entschä­
digungspflicht einem Energieversorgungsunter­
nehmen obliegt, die entschädigungspflichtige 
Handlung der Energieversorgung dient und die 
Lieferung elektrischer Arbeit wirtschaftlich zumut­
bar ist. 2Die technischen Voraussetzungen für die 
Lieferung der elektrischen Arbeit hat der Entschä­
digungspflichtige auf seine Kosten zu schaffen. 

(4) Wird die Nutzung eines Grundstücks durch 
den entschädigungspflichtigen Vorgang unmöglich 
gemacht oder erheblich erschwert oder kann das 
Grundstück nach seiner bisherigen Bestimmung 
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nicht mehr zweckmäßig be.nutzt werden, so kann 
der Grundstückseigentümer an Stelle einer Ent­
schädigung verlangen, daß der Entschädigungs­
pflichtige das Grundstück zum gemeinen Wert 
erwirbt. 

(5) Die auf dem Wasserhaushaltsgesetz oder die­
sem Gesetz beruhenden Entschädigungen sind, so­
weit nichts anderes bestimmt ist, von dem zu lei­
sten, der durch den entschädigungspflichtigen Vor­
gang unmittelbar begünstigt ist. 

(6) lFür einen Ausgleich nach § 19 Abs. 4 WHG gilt 
Absatz 5 entsprechend; als Anordnungen nach § 19 
Abs. 2 WHG gelten auch für Wasserschutzgebiete 
erlassene Verbote oder Beschränkungen für die 
Anwendung von Pflanzenschutzmitteln. 2Der Aus­
gleich ist, sofern nichts anderes vereinbart wird, 
durch einen jährlich zum 10. Januar für das vorher­
gehende Kalenderjahr fällig werdenden Betrag in 
Geld zu leisten. 3Ein Ausgleich wird nicht geleistet, 
soweit die wirtschaftlichen Nachteile 

1. durch· betriebliche Maßnahmen ausgeglichen 
werden können oder 

2. durch andere Leistungen aus öffentlichen Haus­
halten oder von Dritten ausgeglichen werden. 

Neunter Teil 

Zuständigkeit und Verfahren 

Abschnitt! 

Zuständigkeit 

Art. 75 

Sachliche und örtliche Zuständigkeit 

(1) 1 Der Vollzug des Wasserhaushaltsgesetzes, 
dieses Gesetzes und der auf Grund dieser Gesetze 
erlassenen Rechtsverordnungen ist grundsätzlich 
Aufgabe des Staates. 2Er obliegt, soweit nichts an­
deres bestimmt ist, den Kreisverwaltungsbehörden. 
3Einer größeren kreisangehörigen Gemeinde, der 
nach Art. 62 Abs. 2 der Bayerischen Bauordnung 
Aufgaben der unteren Bauaufsichtsbehörde über­
tragen werden, können durch Rechtsverordnung 
des Staatsministeriums des Innern auch Zustän­
digkeiten der Kreisverwaltungsbehörden nach 
Satz 1 übertragen werden. 

(2) Das Staatsministerium des Innern wird er­
mächtigt, die örtliche Zuständigkeit für die Berei­
che der Schiffahrt und des Gemeingebrauchs durch 
Rechtsverordnung abweichend von Art. 3 Abs. 1 des 
Bayerischen Verwaltungsverfahrensgesetzes (Bay­
VwVfG) zu regeln; Regelungen für die Schiffahrt 
ergehen im Einvernehmen mit dem Staats mi niste­
rium für Wirtschaft und Verkehr. 

(3) lIst eine Rechtsverordnung, zu deren Erlaß 
nach diesem Gesetz die Kreisverwaltungsbehörden 
zuständig sind, für das Gebiet mehrerer Kreisver­
waltungsbehörden erforderlich, so kann die ge­
meinsame nächsthöhere Stelle die Rechtsverord­
nung selbst erlassen oder d.urch Rechtsverordnung 
die zuständige Behörde bestimmen. 21st eine Be­
hörde bestimmt worden, so ist die Rechtsverord­
nung in den Amtsbezirken der Kreisverwaltungs­
behörden amtlich bekanntzumachen, in denen die 

Rechtsverordnung gelten soll. 3Satz 1 gilt entspre­
chend für die Aufstellung der Abwasserbeseiti­
gungspläne und der Bewirtschaftungspläne. 

(4) ISieht ein bergrechtlicher Betriebsplan die 
Benutzung von Gewässern vor, so entscheiden die 
Bergämter im Einvernehmen mit den Kreisverwal­
tungsbehörden über die Erlaubnis und über die Be­
willigung. 2Sie entscheiden auch über die Benut­
zung von Grubenwässern für andere als bergbauli­
cheZwecke. 

Art. 76 

Aufsicht 

IDie Aufsicht über den Vollzug des Wasserhaus­
haltsgesetzes und dieses Gesetzes obliegt den Re­
gierungen und, soweit die Bergämter zuständig 
sind, dem Oberbergamt. 2Die Oberaufsicht führt das 
übergeordnete Staatsministerium. 

Abschnitt 11 

Verfahren 

Erste·r Titel 

Allgemeine Bestimmungen 

Art. 77 

Antragstellung, Pläne 

(1) Werden Benutzungen ohne die erforderliche 
Erlaubnis oder Bewilligung ausgeübt, Gewässer 
oder Anlagen ohne die erforderliche Planfeststel­
lung, Genehmigung, Eignungsfeststellung oder 
Bauartzulassung ausgebaut, errichtet, eingebaut, 
verwendet oder geändert, so kann die Verwaltungs­
behörde verlangen, daß ein entsprechender Antrag 
gestellt wird. 

(2) lDie für die Entscheidung der Verwaltungsbe­
hörde erforderlichen Pläne mit Beilagen hat der 
vorzulegen, der die Entscheidung beantragt oder in 
dessen Interesse sie ergehen soll. 2Art und Zahl der 
in den einzelnen Verfahren erforderlichen Pläne 
und Beilagen bestimmt das Staatsministerium des 
Innern durch Rechtsverordnung. 

Art. 78 und 79 

(aufgehoben) 

Art. 80 

Entscheidungen 
in nicht förmlichen Verfahren 

(1) Entscheidungen nach dem Wasserhaushalts­
gesetz und diesem Gesetz, die nicht nur vorläufigen 
Inhalt besitzen oder wegen Gefahr im Verzug erlas­
sen werden, sind schriftlich zu erlassen. 

(2) Sind mehr als 300 Benachrichtigungen oder 
Zustellungen vorzunehmen, so können sie durch 
öffentliche Bekanntgabe nach Art. 41 Abs. 4 
BayVwVfG ersetzt werden. 
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Art. 81 

Vorläufige Anordnung, Beweissicherung 

(1) lAus Gründen des Wohls der Allgemeinheit 
kann die Verwaltungsbehörde im Vollzug des Was­
serhaushaltsgesetzes und dieses Gesetzes die dem 
augenblicklichen Erfordernis entsprechenden vor­
läufigen Anordnungen treffen. 2Diese sind zu befri­
sten. 

(2) Zur Feststellung von Tatsachen, die für eine 
nach dem Wasserhaushaltsgesetz oder diesem Ge­
setz zu treffende Entscheidung von Bedeutung sein 
können, kann die Verwaltungsbehörde das Erfor­
derliche anordnen, wenn sonst die Feststellung un­
möglich oder wesentlich erschwert würde. 

Art. 82 

Sicherheitsleistung 

(1) IZur Erfüllung von Bedingungen, Auflagen 
und sonstigen Verpflichtungen kann die Verwal­
tungsbehörde Sicherheitsleistung oder den Nach­
weis einer Haftpflichtversicherung verlangen, so­
weit eine solche erforderlich ist. 2Die §§ 232, 234 bis 
240 des Bürgerlichen Gesetzbuchs sind entspre­
chend anzuwenden. 

(2) Art und Ausmaß der Sicherheitsleistung und 
die Hinterlegungsstelle werden von der Verwal­
tungsbehörde bestimmt. 

(3) Ist der Grund für die Sicherheitsleistung weg­
gefallen, so hat die Verwaltungsbehörde die Rück­
gabe der Sicherheit anzuordnen. 

Zweiter Titel 

Besondere Bestimmungen 

Art. 83 
Verfahren für die Planfeststellung, 

für die Bewilligung und für die Erlaubnis 
nach Art. 16 

. (1) Für die Planfeststellung gelten die Vorschrif­
ten des Fünften Teils Abschnitt 11 des Bayerischen 
Verwaltungsverfahrensgesetzes mit folgender 
Maßgabe: 

1. Es sind nicht anzuwenden: Art. 73 Abs. 1, Art. 74 
Abs. 2 Sätze 2 und 3, Art. 75 Abs. 2 und 3 und 
Art. 76 BayVwVfG. 

2. Ein Vorhaben wirkt sich im Sinn des Art. 73 
BayVwVfG aus, wenn Rechte oder rechtlich ge­
schützte Interessen betroffen werden; die Ausle­
gung nach Art. 73 Abs. 3 Satz 1 k~nn bis auf zwei 
Wochen verkürzt werden; ohne mündliche Ver­
handlung kann auch in den Fällen des Art. 67 
Abs.2 Nrn. 2 und 3 BayVwVfG entschieden werden. 

3. Sind Privatrechte streitig, so kann den Beteilig­
ten aufgegeben werden, eine Entscheidung des 
ordentlichen Gerichts herbeizuführen. 

4. Abweichend von Art. 74 Abs. 5 Satz 2 BayVwVfG 
genügt es, daß eine Ausfertigung des Bescheids 
bei den Behörden, bei denen die Pläne und Unter­
lagen nach Art. 73 BayVwVfG ausgelegt waren, 
einen Monat zur Einsichtnahme ausgelegt wird 
und in der Bekanntmachung auf diese Auslegung 
und den Inhalt der Rechtsbehelfsbelehrung hin­
gewiesen wird. 

5. Die Nachprüfung der Planfeststellung in einem 
Vorverfahren entfällt nicht nach Art. 74 Abs. 1 in 
Verbindung mit Art. 70 BayVwVfG. 

(2) Für das Bewilligungsverfahren und das Ver­
fahren für eine Erlaubnis nach Art. 16 gilt Absatz 1 
mit folgender Maßgabe entsprechend: 

1. Art. 75 Abs. 1 und 4, Art. 77 und 78 BayVwVfG sind 
nicht anwendbar. 

2. Der Bescheid hat auch folgende Angaben zu 
enthalten: 

a) die genaue Bezeichnung des erlaubten oder 
bewilligten Rechts nach Art, Umfang und 
Zweck des der Benutzung zugrunde liegenden 
Plans, 

b) die Dauer der Erlaubnis oder Bewilligung, 

c) die Benutzungsbedingungen und Auflagen 
und, soweit ver anlaßt, den Vorbehalt nachträg­
licher Auflagen (§ 10 Abs.1 WHG), 

d) die Frist für den Beginn der Benutzungen, 

e) die Festsetzung einer Entschädigung, soweit 
sie nicht einem späteren Verfahren vorbehal­
ten wird. 

Art. 84 

Zusammentreffen mehrerer Verfahren 

Ist nach § 14 Abs. 1 WHG durch die Planfeststel­
lungsbehörde über die Erteilung einer Erlaubnis 
oder Bewilligung oder nach § 14 Abs. 2 WHG durch 
die Bergbehörde über die Erteilung einer Erlaubnis 
zu entscheiden, so sind auch für die Erteilung der 

. Erlaubnis oder Bewilligung die für die Planfeststel­
lung oder den bergrechtlichen Betriebsplan gelten­
den Vorschriften anzuwenden. 

Art. 85 

Erlaß von Rechtsverordnungen, 
Aufstellung von Plänen 

(1) Rechtsverordnungen nach dem Wasserhaus­
haltsgesetz oder diesem Gesetz werden nach den 
Vorschriften des Landesstraf- und Verordnungsge­
setzes erlassen. 

(2) Die Grenzen des Geltungsbereichs einer 
Rechtsverordnung nach den Art. 22, 35, 36 oder 40 
sind, soweit erforderlich, durch den, in dessen Inter­
esse die Rechtsverordnung erlassen wurde, sonst 
durch die erlassende Behörde in der Natur in geeig­
neter Weise kenntlich zu machen. 

(3) IVor dem Erlaß einer Rechtsverordnung nach 
Art. 35 oder 40 führt die Kreisverwaltungsbehörde 
ein Anhörungsverfahren entsprechend Art. 73 
Abs.2 bis 8 BayVwVfG durch. 2Wer Bedenken oder 
Anregungen vorgebracht hat, die beim Erlaß der 
Rechtsverordnung nicht berücksichtigt wurden, ist 
über die Gründe zu unterrichten. 

(4) I Absatz 3 gilt für die Aufstellung eines Abwas­
serbeseitigungsplans nach Art. 41 d Abs. 4 und eines 
Bewirtschaftungsplans nach Art. 71 b Abs. 2 sowie 
für die Verbindlicherklärung eines solchen Plans 
entsprechend. 2Die Träger öffentlicher Belange, de­
ren Bereich durch den Plan berührt wird, sind von 
der öffentlichen Auslegung zu verständigen. 
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Art. 86 Art. 91 

(aufgehoben) 

Art. 87 

Entschädigungs- und Ausgleichsverfahren 

(1) lIst außerhalb eines Enteignungsverfahrens 
(Art. 72) eine Entschädigung nach dem Wasser­
haushaltsgesetz oder diesem Gesetz zu leisten und 
ist die Entschädigungspflicht dem Grund nach an­
erkannt oder unanfechtbar festgestellt, so wird sie 
auf Antrag eines Beteiligten von der Kreisverwal­
tungsbehörde nach § 20 WHG und Art. 74 durch 
Schätzung festgesetzt. 2Die Vorschriften des Baye­
rischen Gesetzes über die entschädigungspflichtige 
Enteignung über die Festsetzung der Entschädi­
gung sind entsprechend anzuwenden. 

(2) lIst eine Entschädigung nach § 19 Abs. 3 WHG 
oder nach Art. 7, 25, 36, 40, 62, 63 und 71 Abs. 3 kraft 
Gesetzes zu leisten und ist die Entschädigungs­
pflicht dem Grund nach nicht anerkannt, so ist die 
Entschädigung vor den ordentlichen Gerichten gel­
tend zu machen. 2Die Klage ist innerhalb eines Mo­
nats nach Zustellung der schriftlichen Ablehnung 
des Entschädigungsanspruchs durch den Entschä­
digungsverpflichteten zu erheben, spätestens je­
doch innerhalb eines Jahres nach Ablauf des Jah­
res, in dem die Tatsachen, die für die Entschädi­
gung maßgebend sind, festgestellt werden konnten. 

(3) Für das Ausgleichsverfahren nach § 19 Abs. 4 
WHG gelten die Absätze 1 und 2 sinngemäß. 

Zehnter Teil 

Wasserbuch 

Art. 88 
(Zu§37WHG) 

Wasserbuchbe~örde 

Die Kreisverwaltungsbehörde führt für ihren 
Amtsbereich das Wasserbuch, getrennt nach ober­
irdischen Gewässern und Grundwasser. 

Art. 89 

Inhalt und Wirkung der Eintragung 

(1) Die Eintragung in das Wasserbuch soll den 
wesentli.chen Inhalt des eintragungsfähigen 
Rechtsverhältnisses (§ 37 Abs. 2 WHG) wiederge­
ben. 

(2) Entstehung, Abänderung und Untergang ein­
tragungsfähiger Rechtsverhältnisse bleiben durch 
die Eintragung ins Wasserbuch unberührt. 

Art. 90 

Eintragung von Amts wegen 

Erlaubnisse (§ 7 WHG), Bewilligungen (§ 8 WHG), 
alte Rechte und Befugnisse, die bekannt sind (§ 16 
~bs. 1 WHG), Wasserschutzgebiete (§ 19 WHG) und 
Uberschwemmungsgebiete (§ 32 WHG) sind von 
Amts wegen einzutragen. 

Eintragung auf Antrag 

Alte Rechte und Befugnisse, die nicht unter 
Art. 90 fallen, sind auf Antrag oder auf Anmeldung 
nacll § 16 Abs. 2 Satz 1 WHG einzutragen. 

Art. 92 

Voraussetzung der Eintragung, 
behauptete Rechte 

(1) Die Eintragung kann erst erfolgen, wenn ein 
hinreichender Nachweis für das einzutragende 
Rec~tsverhältnis vorliegt. 

(2) Alte Rechte und Befugnisse, die nicht hinrei­
chend nachgewiesen werden, sind als behauptete 
Rechte und Befugnisse einzutragen. . 

(3) Die Eintragung von Rechten und Befugnissen 
soll unterbleiben, wenn ihr Fortbestand offenbar 
unmöglich ist. 

Art. 93 

Einrichtung und Führung 

Das Nähere über die Einrichtung und Führung 
des Wasserbuchs, insbesondere über das Verfahren 
und den Inhalt der Eintragung und über beizuneh­
mende Pläne, regelt das Staatsministerium des In­
nern durch Rechtsverordnung. 

Art. 94 

Einsicht und Auszüge 

. Jeder darf das Wasserbuch und seine Beilagen 
emsehen und beglaubigte Auszüge daraus verlan­
gen, soweit nicht die in Art. 30 BayVwVfG geschütz­
ten Geheimnisse entgegenstehen. 

Elfter Teil 

Bußgeldbestimmung 

Art. 95 

, Ordnungswidrigkeiten 

(1) Mit Geldbuße bis zu zehntausend Deutsche 
Mark kann belegt werden, wer vorsätzlich oder 
fahrlässig 

1. zur Bestimmung der Ufer linie angebrachte Zei­
chen (Art. 12 Abs. 2), ferner eingebaute Festpunk­
te, aufgestellte Flußeinteilungszeichen, Höhen­
maße, Pegel und andere Meßeinrichtungen 
(Art. 14 Abs. 1 Satz 1, Art. 31 Abs. 1 und Art. 71 
Abs. 1) entfernt, abändert oder beschädigt, 

2. ohne die erforderliche Genehmigung oder unter 
Nichtbefolgen einer vollziehbaren Auflage 

a) die Schiff- und Floßfahrt ausübt (Art. 27 
AOs.4), 

b) eine Stauanlage dauernd außer Betrieb setzt 
oder beseitigt (Art. 32), 
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c) die in Art. 59 Abs. 1 bis 3 und Art. 61 Abs. 2 auf­
geführten Anlagen und Anpflanzungen errich­
tet, anlegt oder wesentlich verändert, 

3. einer Rechtsverordnung 

a) zur Regelung des Gemeingebrauchs (Art. 22), 

b) über die Ausübung der Schiff- und Floßfahrt 
(Art. 27 Abs. 5), 

c) über die Ausübung der Trift (Art. 28 Abs. 3), 

d) über die Überwachung der Abwasseranlagen 
einschließlich Kanalisationen (Art. 4lf Abs. 2), 

e) zur Sicherung der Unterhaltung von Gewäs­
sern dritter Ordnung (Art. 49), 

f) zum Schutz baulicher Anlagen, die der Unter­
haltung oder dem Ausbau eines Gewässers 
dienen (Art. 52 und 56 Abs. 2), 

g) über die Benutzung von Hafen- und Ländean­
lagen und das Verhalten im Hafen- und Län­
debereich (Art. 60), 

h) über den Hochwassernachrichtendienst 
(Art. 67 Abs. 2) 

zuwiderhandelt, wenn die Rechtsverordnung für 
einen bestimmten Tatbestand auf diese Bußgeld­
vorschrift verweist, 

4. den Anzeigepflichten nach Art. 34 Abs. 1 und 
Art. 37 Abs. 1 nicht nachkommt, 

5. einer vollziehbaren Anordnung 

a) über die Überwachung der Abwasseranlagen 
einschließlich Kanalisationen (Art. 4lf Abs. 1 
Satz 1), 

b) über die Hochwasserrückhaltung (Art. 65 
Satz 2), 

c) über den Hochwassernachrichtendienst 
(Art. 67 Abs. 2), 

d) zur vorläufigen Regelung eines Zustan~s 
(Art. 81 Abs. 1) oder zur Beweissicherung 
(Art. 81 Abs. 2) 

zuwiderhandelt. 

(2) Mit Geldbuße bis zu einhunderttausend Deut­
sche Mark kann belegt werden, wer vorsätzlich 
oder fahrlässig 

1. einer Rechtsverordnung 

a) zum Schutz von Wasserversorgungs- oder Ab­
wasserbeseitigungsanlagen sowie des für die 
Wasserversorgung bestimmten Wassers 
(Art. 36), 

b) über den Umgang mit wassergefährdenden 
Stoffen (Art. 37 Abs. 4), 

c) zum Schutz von Quellenschutzgebieten (Art. 40 
Abs. 1 Satz 2) 

zuwiderhandelt, wenn die Rechtsverordnung für 
einen bestimmten Tatbestand auf diese Bußgeld­
vorschrift verweist, 

2. einer vollziehbaren Anordnung 

a) zum Schutz staatlich anerkannter Heilquellen 
(Art. 40 Abs.l Satz 2 und Abs. 2), 

b) zur Gewässeraufsicht (Art. 68 Abs. 3) 

zuwiderhandelt. 

Zwölfter Teil 

tlbergangs- und Schlußbestimmungen 

Art. 96 
(Zu§ 15WHG) 

Alte Rechte und alte Befugnisse 

(1) lIn den Fällen des § 15 Abs.1 WHG ist eine Er­
laubnis oder Bewilligung nicht erforderlich, wenn 
bis spätestens 1. März 1965 rechtmäßige Anlagen 
für die Wasserbenutzung vorhanden sind. 2Als 
Recht im Sinn des Landeswassergesetzes gilt auch 
die Rechtsstellung nach Art. 207 des Wassergesetzes 
vom 23. März 1907. 3Läßt die Ausübung alter Rechte 
und alter Befugnisse (§ 15 Abs. 1 WHG) für Auslei­
tungskraftwerke mit mindestens 1000 kW Ausbau­
leistung wegen nicht ausreichenden Wasserabflus­
ses im Gewässerbett erhebliche überörtliche Stö­
rungen der wasserwirtschaftlichen oder ökologi­
schen Gewässerfunktionen besorgen, so kann die 
Kreisverwaltungsbehörde die Durchführung eines 
Erlaubnis- oder Bewilligungsverfahrens verlangen. 
4Das Verlangen darf nicht gestellt werden, wenn es 
für den Betreiber im Hinblick auf dessen schutz­
würdige Interessen unzumutbar ist. 5Dabei bleiben 
auch rechtmäßige Investitionen außer Betracht, die 
der Betreiber nach dem 1. Januar 1988 getätigt hat 
oder die zwar vor diesem Zeitpunkt getätigt wur­
den, jedoch bei der voraussichtlichen Neuerteilung 
der wasserrechtlichen Erlaubnis oder Bewilligung 
amortisiert werden. 6Eine Erlaubnis oder Bewilli­
gung wird erst nach Ablauf von fünf Jahren ab Voll­
ziehbarkeit des Verlangens erforderlich. 7Ist eine 
Erlaubnis oder Bewilligung vor Ablauf dieses Zeit­
raums beantragt worden, so darf die Benutzung bis 
zur Vollziehbarkeit der Entscheidung über den An­
trag fortgesetzt werden. 

(2) lAußer in den Fällen des § 15 Abs. 1 und 2 WHG 
bedürfen keiner Erlaubnis oder Bewilligung Ge­
wässerbenutzungen im Sinn des § 3 WHG, die auf 
Grund eines förmlichen Verfahrens nach den bis­
her geltenden · Vorschriften, insbesondere nach 
Maßgabe der Art. 19, 37 bis 39, 42 und 45 bis 47 des 
Wassergesetzes vom 23. März 1907 zugelassen wor­
den sind. 2Absatz 1 Satz 1 gilt entsprechend. 

(3) Unter den Voraussetzungen des § 17 Abs. 2 
Satz 1 WHG ist auch der sich aus dem Wassergesetz 
vom 23. März 1907 ergebende zeitliche Umfang des 
Rechts zu berücksichtigen. 

(4) Auf die bei Inkrafttreten dieses Gesetzes an­
hängigen Verfahren findet das vor dem 1. März 1960 
geltende Recht Anwendung, wenn die nach dem 
Wassergesetz vom 23. März 1907 und den dazu er­
gangenen Vollzugsverordnungen zuständige Be­
hörde bereits vor diesem Zeitpunkt eine Sachent­
scheidung getroffen hat. 

. Art. 97 
(Zu§ 16WHG) 

Anmeldung alter Rechte und alter Befugnisse 

Die öffentliche Aufforderung im Sinn von § 16 
Abs. 2 WHG wird durch das Staatsministerium des 
Innern im Staatsanzeiger erlassen. 
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Art. 98 Art. 102 

Vorkehrungen bei Erlöschen alter Rechte 
oder alter Befugnisse 

Ist ein altes Recht oder eine alte Befugnis ganz 
oder teilweise erloschen, so gilt Art. 20 sinngemäß. 

Art. 99 

Alte Erlaubnisse 

Eine Planfeststellung nach § 31 WHG oder eine 
Genehmigung nach Art. 59 ist nicht erforderlich für 
bauliche Maßnahmen, die auf Grund von Erlaub­
nissen nach den Art. 77 oder 78 des Wassergesetzes 
vom 23. März 1907 binnen fünf Jahren nach Inkraft­
treten dieses Gesetzes rechtmäßig ausgeführt sind. 

Art. 100 

Bundeswasserstraßen 

Die Aufgaben und Zuständigkeiten des Bundes 
an den Bundeswasserstraßen werden durch dieses 
Gesetz nicht berührt. 

Art. 101· 

Einschränkung von Grundrechten 

Dieses Gesetz schränkt die Grundrechte der Un­
verletzlichkeit der Wohnung und des Eigentums ein 
(Art. 13 und 14 des Grundgesetzes, Art. 103 und 106 
der Verfassung). 

Änderung von Vorschriften 

(1) In Vorschriften, in denen auf Bestimmungen 
des Wassergesetzes vom 23. März 1907, der Vollzugs­
verordnung zum Wassergesetz vom 1. Dezember 
1907 oder der Vollzugs bekanntmachung zum Was­
sergesetz vom 3. Dezember 1907 Bezug genommen 
ist, treten an deren Stelle die entsprechenden Be­
stimmungen des Wasserhaushaltsgesetzes und die­
ses Gesetzes. 

(2) (Änderungsbestimmungen) 

Art. 103 

(gegenstandslos) 

Art. 104 

Inkrafttreten 

1 Die Art. 96 und 99 treten rückwirkend am 1. März 
1960 in Kraft. 21m übrigen tritt dieses Gesetz ·am 
1. Januar 1963 in Kraft.-) 

.) Diese Vorschrift betrifft das Inkrafttreten des Gesetzes in der ursprüngli­
chen Fassung vom 26. Juli 1962 (GVBI S. 143). Der Zeitpunkt des Inkrafttre­
tens der späteren Änderungen ergibt sich aus den jeweiligen Änderungsge­
setzen. 

Anlage 

Verzeichnis der Gewässer erster Ordnung 

Lfd. Gewässer Anfangspunkt Endpunkt Länge Bemerkung 
Nr. inkm 

1 Abens Einmündung des Siegbachs Mündung in die Donau 28,2 

2 Aisch Einmündung des Mündung in die Regnitz 52,2 
Schweinebachs 

3 Altmühl Einmündung des Mündung in die Donau 191,7 einschließlich 
Großen Aurachbachs Altmühlsee mit 

Altmühl- und 
Nesselbachzu-
leiter sowie 
Altmühlüber-
leiter 

4 Alz Ausfluß aus dem Chiemsee Mündung in den Inn - 63,0 

5 Ammer Einmündung der Halbammer Mündung in den 54,1 
Ammersee 

6 Ampel' Ausfluß aus dem Ammersee Mündung in die Isar 105,8 
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Lfd. Gewässer Anfangspunkt Endpunkt Länge Bemerkung 
Nr. in km 

7 Brenz Landesgrenze zu Mündung in die Donau 9,8 
Baden-Württemberg 

8 Brombach Einmündung des Mündung in die 11,5 einschließlich 
Altmühlüberleiters Schwäbische Rezat Brombachsee 

mitVorseen 
9 Donau Landesgrenze zu Staatsgrenze zu 386,7 

Baden-Württemberg Österreich 
10 Eger Einmündung der Selb Staatsgrenze zur CSSR 15,6 

11 Fränkische Einmündung der Streu Mündung in den Main 101,5 
Saale 

12 Große Teilung der Großen Laber Mündung in die Donau 27,5 einschließlich 
Laber und der Hartlaber Hartlaber 

13 Günz , Zusammenfluß der Mündung in die Donau 54,9 
Westlichen und der 
Östlichen Günz 

14 Haidenaab Einmündung der Creußen Zusammenfluß der Hai- 24,5 
denaab und der Wald-
naab 

15 Iller Zusammenfluß der Breitach Mündung in die Donau 147,0 
und der Trettach 

16 11m Teilung der 11m und der Mündung in die Abens 19,4 einschließlich 
Kleinen Donau Flutkanal 

Kleine Donau 

17 I1z Einmündung der Mündung in die Donau 22,3 
W ölfsteiner Ühe 

18 Inn Staatsgrenze zu Österreich Mündung in die Donau 217,6 
bei Kiefersfelden 

19 Isar Staatsgrenze zu Österreich Mündung in die Donau 263,3 einschließlich 
Sylvensteinsee 

20 Isen Einmündung der Goldach Mündung in den Inn 41,4 

21 Itz Einmündung der Effelder Mündung in den Main 65,8 einschließlich 
Froschgrund-
see 

22 Karls- Gemeindeverbindungsstraße Auslauf bei Graben 1,5 
graben Dettenheim -Grönhart 

23 Kleine Roth Mündung in den Rothsee Mündung in die Roth 5,9 einschließlich 
Wasser-
speicher 
Rothsee 

24 Lech Staatsgrenze zu Österreich Mündung in die Donau 167,5 einschließlich 
Forggensee 

25 Loisach Staatsgrenze zu Österreich Mündung in die Isar 100,3 

26 Main Zusammenfluß Landesgrenze zu Hessen 406,6 
des Roten Mains und 
des Weißen Mains 

27 Mangfall Ausfluß aus dem Tegernsee Mündung in den Inn 58,0 

28 Mindel Einmündung der Flossach Mündung in die Donau 38,9 ohne Kleine 
Mindel 

29 Naab Zusammenfluß der Waldnaab Mündung in die Donau 98,3 
und der Haidenaab 

30 Paar Einmündung der Ecknach Mündung in die Donau 79,3 

31 Pegnitz Einmündung des Ankertals Zusammenfluß der 74,4 
Pegnitz und der Rednitz 
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Ud. Gewässer Anfangspunkt Endpunkt Länge Bemerkung 
Nr. in km 

32 Rednitz Zusammenfluß der Zusammenfluß der Red- 45,8 
Fränkischen und der nitz und der Pegnitz 
Schwäbischen Rezat 

33 Regen Zusammenfluß des Mündung in die Donau 107,4 
Schwarzen Regens und 
des Weißen Regens 

34 Regnitz Zusammenfluß der Pegnitz Mündung in den Main 63,7 
und der Rednitz 

35 Rodach Einmündung der Mündung in den Main 31,3 
Wilden Rodach 

36 Röslau Einmündung der Kössein Mündung in die Eger 16,2 

37 Roter Main Einmündung der Mistel Zusammenfluß des Roten 33,0 
Mains und des Weißen 
Mains 

38 Roth Einmündung der Kleinen Roth Mündung in dieRednitz 8,5 

39 Rott Einmündung der Bina Mündung in den Inn 79,0 einschließlich 
Rottauensee 

40 Saalach Staatsgrenze zu Österreich Mündung in die Salzach 32,8 
bei Melleck 

41 Sächsische Einmündung der Förmitz Grenze zur DDR 53,3 
Saale 

42 Salz ach Staatsgrenze zu Österreich Mündung in den Inn 59,3 
bei der Saalachmündung 

43 Schmutter Einmündung des Biberbachs Mündung in die Donau 25,9 einschließlich 
Egelseebach 

44 Schwäbi- Einmündung des Brombachs Zusammenfluß der 10,6 
scheRezat Schwäbischen Rezat und 

der Fränkischen Rezat 

45 Schwarzach Eixendorfer See Mündung in die Naab 55,0 einschließlich 
Eixendorfer 
See 

46 Schwarzer Zusammenfluß des Großen Zusammenfluß des 60,0 
Regen Regens und des Kleinen Regens Schwarzen Regens und 

des Weißen Regens 
47 Sinn Landesgrenze zu Hessen Mündung in die 28,5 

Fränkische Saale 

48 Steinach Grenze zur DDR Mündung in die Rodach 21,9 

49 Tauber Landesgrenze zu Baden- Landesgrenze zu 14,5 
Württemberg (bei Klingen) Baden-Württemberg 

(bei Schäftersheim) 

50 Tiroler Staatsgrenze zu Österreich Mündung in den 24,1 
Achen Chiemsee 

51 Traun Zusammenfluß der Weißen Mündung in die Alz 28,8 
Traun und der Roten Traun 

52 Vils Zusammenfluß der Großen Mündung in die Donatl 76,0 einschließlich 
(zur Donau) Vils und der Kleinen Vils Vilstalsee 

53 Vils Einmündung des Ammerbachs Mündung in die Naab 39,5 
(zur Naab) 

54 Waldnaab Zusammenfluß der Fichtelnaab Zusammenfluß der 37,3 
und der Tirschenreuther Wald- Waldnaab und der 
naab Haidenaab 

55 Weißer Einmündung der Trebgast Zusammenfluß des 19,9 
Main Weißen Mains und des 

Roten Mains 
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Ud. 
Nr. 

56 

57 

58 

59 

60 

61 

Ud. 
Nr. 

62 

63 

64 

65 

66 

67 

68 

69 
70 

71 
72 

73 

74 

75 

76 

77 

78 

79 

80 

81 

82 

83 

84 

Gewässer 

Wern 

Wertach 

Wiesent 

Wörnitz 

Würm 

Zusam 

Gewässer 

Ammersee 

Bannwaldsee 

Bodensee 

Chiemsee 

Anfangspunkt 

Einmündung des Krebsbachs 

Einmündung der Wertacher 
Starzlach 

Einmündung der Püttlach 

Einmündung der Sulz ach 

Ausfluß aus dem 
Starnberger See 

Einmündung der Laugna 

Anfangspunkt 

Eggstätter Seen (18)*) 

Eibsee 

Großer Alpsee 

Hopfensee 

Königssee 

Kochelsee 

Niedersonthofner 
Seen (3)*) 

Osterseen (24)*) 

Pilsensee 

Riegsee 

Schliersee 

Sims see 

Staffelsee 
Starnberger See 

Tegernsee 

Waginger-Tachinger 
See 

Walchensee 

Weißensee 

Wörthsee 

*) Zahl der Einzelseen 

Endpunkt 

Mündung in den Main 

Mündung in den Lech 

Mündung in die Regnitz 

Mündung in die Donau 

Mündung in die Amper 

Mündung in die Donau 

Endpunkt Fläche 
inkm2 

46,6 

2,28 

Länge 
inkm 

30,5 

129,3 

34,6 

75,6 

39,6 

21,1 

4237,5 

Bemerkung 

einschließlich 
Grüntensee 

einschließlich 
Schweden­
graben und 
Trubbachab 
Einmündung 
des Schweden­
grabens 

einschließlich 
Überleitung 
über den 
Würmkanal 
und den 
Schwebelbach 
bis zur Ein­
mündung in 
die Amper bei 
Haimhausen 

Bemerkung 

bayerischer Anteil 

79,9 

3,28 

1,77 

2,47 

1,94 

5,2 

5,9 

1,62 

2,25 

1,94 

1,88 

2,22 

6,5 

7,7 

56,4 

8,9 

9,0 

16,1 

1,34 

4,33 
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